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EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser
Editorial

Claus Sasse

Das Bundesteilhabegesetz ist nun endgültig noch vor dem Jahreswechsel 
beschlossen worden. Grund zum Feiern ist das nicht, auch wenn in den 
letzten Wochen vor allem wegen des massiven Protests von Menschen mit 
Behinderungen und ihren Verbänden noch einige Änderungen an dem 
ursprünglichen Entwurf durchgesetzt wurden. Was wir positiv festhalten 
können ist, dass der hohe Einsatz der Menschen, die gegen das BTHG 
auf die Straße gegangen sind und Protestaktionen organisiert haben, 
erfolgreich war. Einiges konnte dadurch im laufenden Verfahren noch 
„entschärft“ werden. Was die Aktionen nicht erreichen konnten war, aus 
einem schlechten Entwurf ein „gutes“ Gesetz zu machen. Nun wird sich 
in der Umsetzung zeigen müssen, an welchen Stellen es weiterer Initia-
tiven bedarf, um gesellschaftliche Teilhabe für alle Menschen umfassend 
zu ermöglichen und die Rahmenbedingungen dafür im Sinne der UN-Be-
hindertenrechtskonvention zu gestalten.

Wir gehen in dieser Ausgabe noch einmal auf die Auswirkungen des  
BTHG ein. Prof. Markus Schäfers beleuchtet in seinem Beitrag die Frage, 
was mit dem neuen Gesetz vom ursprünglichen Konzept der Personen-
zentrierung noch übrig geblieben ist. Mario Schreiner weist auf die Be-
deutung der unabhängigen Teilhabeberatung hin, deren Ausgestaltung 
noch weitgehend off en ist. Prof. Katja Nebe und Cindy Schimank geben 
einen Überblick zu den Regelungen im Bereich Budget für Arbeit und Dr. 
Dieter Schartmann geht der Frage nach, was in diesem Bereich auf die 
Träger der Eingliederungshilfe zukommt.

Gute Nachrichten kommen zumindest aus der Praxis: Wibke Juter-
czenka und Alena Venema geben einen Einblick in das Projekt „Auf 
Achse“, bei dem Menschen mit besonders hohem Unterstützungsbedarf 
Arbeitsmöglichkeiten in ihrem sozialräumlichen Umfeld fi nden. Und Eva 
Bucht und Delia Ramcke stellen das Projekt „nueva“ vor. Hier wurden 
Nutzer_innen von Wohn- und Arbeitsangeboten zu Evaluator_innen aus-
gebildet. Sie können nun durch Befragungen die Qualität von Dienstleis-
tungsangeboten für Menschen mit Behinderung ermitteln – und dabei 
helfen, Verbesserungen aus der Perspektive der Nutzer_innen zu ermög-
lichen.

Die Redaktion wünscht Ihnen eine anregende Lektüre und einen guten 
Start in das neue Jahr!
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Mein Beitrag2 argumentiert, dass die 
Reichweite der Reform begrenzt sein wird 
und eine „personenzentrierte Handschrift“ 
des Bundesteilhabegesetzes kaum erkenn-
bar ist.3 Dabei beziehe ich mich exempla-
risch auf Kriterien der Bedarfsermittlung, 
die Aufl ösung der leistungsrechtlichen 
Unterscheidung zwischen ambulant und 
stationär, Leistungen zur Sozialen Teilha-
be und Assistenz sowie das Wunsch- und 
Wahlrecht.

II. Kriterien der 
Bedarfsermittlung
In der sozialpolitischen Diskussion wird als 
eine reformbedürftige Schaltstelle im Re-
habilitationsgeschehen die Bedarfsermitt-
lung identifi ziert, da sie bislang die indivi-
duelle Situation der leistungsberechtigten 
Person zu wenig berücksichtigt bzw. unter 
Organisationserfordernisse stellt (vgl. Bun-
desrat 2013, S. 4). Der zu überwindende 
Einrichtungsbezug wird in politischen Kon-
zepten als Bedarfsermittlung „unabhängig 
von der Wohnform“ bzw. „unabhängig vom 
Ort der Leistungserbringung“ beschrieben 
(vgl. ASMK 2010).

nicht länger an institutionellen Erforder-
nissen, sondern an den Bedürfnissen der 
Person und ihren alltäglichen Lebensvoll-
zügen orientieren. An die Stelle standardi-
sierter Angebote sollen individuelle Unter-
stützungsarrangements treten, welche jede 
einzelne Person dazu befähigen, ein selbst-
bestimmtes Leben führen zu können (vgl. 
Beck 2016). Personenzentrierung ist in der 
Debatte um die Eingliederungshilfereform 
und das Bundesteilhabegesetz zu einer 
zentralen sozialpolitischen Programmfor-
mel geworden. „Leistungen sollen nicht 
länger institutionenzentriert, sondern per-
sonenzentriert bereit gestellt werden“, so 
heißt es im Koalitionsvertrag (CDU, CSU & 
SPD 2013, S. 78), der ein modernes Teilha-
berecht verspricht. 

Inzwischen liegt der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zum Bundesteilhabege-
setz vor (vgl. Bundesrat 2016).1 Löst das 
Bundesteilhabegesetz das Versprechen ei-
ner personenzentrierten Reform des Teil-
haberechts ein? Welche gesetzlichen Ver-
änderungen werden in Aussicht gestellt, 
um Leistungen personenzentriert auszu-
richten? 

Von Markus Schäfers

Personenzentrierung wird im 
Bundesteilhabegesetz als Pro-
grammformel benutzt, um geset-
zespolitische Entscheidungen zu 
legitimieren. Die in Aussicht ge-
stellten gesetzlichen Veränderun-
gen zielen jedoch eher darauf, die 
staatliche Steuerungsfunktion zu 
stärken und nicht die Nutzerpositi-
on im Leistungsgeschehen. Anhand 
exemplarischer Neuregelungen 
wird aufgezeigt, dass die Reichwei-
te der Reform begrenzt sein wird, 
da zentrale Hemmnisse für eine 
Flexibilisierung der Angebote und 
Stärkung der Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderungen 
nicht beseitigt werden.

I. Einleitung
Personenzentrierung als fachliches Kon-
zept hat den Anspruch, Leistungen zu indi-
vidualisieren sowie Autonomie und Teilha-
be zu fördern. Personenzentrierung richtet 
sich gegen eine bürokratische Verobjek-
tivierung des Subjekts: Hilfen sollen sich 

Personenzentrierung im 
Bundesteilhabegesetz
Trägt die Reform eine personenzentrierte Handschrift?
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Voneinander abweichende Meinungen 
werden in der Reformdebatte deutlich bei 
der Frage, ob es in Bezug auf das Verfahren 
der Bedarfsermittlung und Gesamtplanung 
„bundesweit vergleichbare“ oder – darü-
ber hinausgehend – „bundeseinheitliche“ 
Regelungen geben soll (vgl. BMAS 2015, S. 
18). Dies mag auch ein Grund dafür sein, 
dass im Entwurf des Bundesteilhabegeset-
zes (vgl. Bundesrat 2016) die Anforderun-
gen an Instrumente der Bedarfsermittlung 
relativ off en gehalten sind: Es wird ledig-
lich auf zu entwickelnde gemeinsame Emp-
fehlungen der Rehabilitationsträger über 
„Grundsätze“ dieser Instrumente verwie-
sen (§ 26 Abs. 2 Nr. 7 SGB IX-Entwurf). 

Nur in Bezug auf das Gesamtplanverfah-
ren des Sozialhilfeträgers werden in § 117 
Abs. 3 SGB IX-Entwurf nähere zu beach-
tende Kriterien genannt: transparent, trä-
gerübergreifend, interdisziplinär, konsens-
orientiert, individuell, lebensweltbezogen, 
sozialraumorientiert und zielorientiert. 
Diese sind als unbestimmte Rechtsbegriff e 
sicherlich interpretationsfähig und bedür-
fen daher einer Übersetzung in mess- und 
überprüfbare Anforderungen an Instru-

mente und Verfahren der Bedarfsermitt-
lung und Teilhabeplanung. Angesichts der 
zentralen Stellung der Bedarfsfeststellung 
im angekündigten Reformprogramm der 
Bundesregierung überraschen diese un-
konkreten Vorgaben. Dass Sie in der Praxis 
der Leistungsträger wirksam werden, ist 
daher zweifelhaft.

III. Aufl ösung der leistungs-
rechtlichen Unterscheidung 
zwischen ambulant und 
stationär
Die oben bereits erwähnte Abkoppelung 
der Leistung von der Wohnform wird von 
den sozialpolitischen Akteuren als Mittel 
zur Überwindung eines institutionszent-
rierten Systems interpretiert. „Prägend für 
die Neuausrichtung ist der Wandel von ei-
ner überwiegend einrichtungsorientierten 
zu einer personenzentrierten Hilfe mit der 
Folge, dass die derzeitige Charakterisie-
rung von Leistungen der Eingliederungs-
hilfe in ambulante, teilstationäre und sta-
tionäre Maßnahmen entfällt.“ (ASMK 2010, 
S. 1f.) Die Überwindung einrichtungsbezo-
genen Denkens und Planens im Sinne einer 

Aufl ösung der Institutionen „ambulant“ 
und „stationär“ soll geeignet sein, den Blick 
auf das Subjekt freizusetzen. Dieser Ansatz 
der De-Institutionalisierung korrespon-
diert durchaus mit dem institutionskritisch 
angelegten Fachkonzept Personenzentrie-
rung.

Was aber bedeutet dieser Ansatz prak-
tisch gesehen? Einerseits wird über die 
gesamte Reformdebatte hinweg deutlich, 
dass die sozialpolitischen Akteure nicht los-
gelöst von Institutionen argumentieren: Sie 
deuten Personenzentrierung als „passende 
Hilfepakete“ (Fachverbände 2010, S. 2) mit 
dem Ziel einer Ambulantisierung der An-
gebote. Dass andererseits eine Aufl ösung 
der leistungsrechtlichen Unterscheidung 
zwischen ambulant und stationär nicht 
einer Abschaff ung stationärer Wohnein-
richtungen gleichkommen soll, wird in der 
Gesetzesbegründung hervorgehoben: „Die 
Gliederung nach ambulanten, teilstationä-
ren und vollstationären Leistungen wird 
deshalb für erwachsene Menschen mit 
Behinderungen aufgegeben. Bestehende 
Betreuungsmöglichkeiten in Wohnformen, 
wo Menschen mit Behinderungen zusam-

Foto: Jörg Farys, www.gesellschaftsbilder.deProteste gegen das BTHG am 22.9.2016 in Berlin
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sog. Mehrkostenvorbehalt kannte, wird 
auch in der geplanten Neufassung des SGB 
IX (Teil 2, „Eingliederungshilferecht“) das 
Wunsch- und Wahlrecht dergestalt einge-
schränkt, dass es um „angemessene“ Wün-
sche geht: „Wünschen der Leistungsbe-
rechtigten, die sich auf die Gestaltung der 
Leistung richten, ist zu entsprechen, soweit 
sie angemessen sind. Die Wünsche der 
Leistungsberechtigten gelten nicht als an-
gemessen, 1. wenn und soweit die Höhe der 
Kosten der gewünschten Leistung die Höhe 
der Kosten für eine vergleichbare Leistung 
von Leistungserbringern (...) unverhältnis-
mäßig übersteigt und 2. der Bedarf nach 
der Besonderheit des Einzelfalles durch 
die vergleichbare Leistung gedeckt werden 
kann.“ (§ 104 Abs. 2 SGB IX-Entwurf; Bun-
desrat 2016, 63).

Letztlich kommen an dieser Stelle also 
wieder institutionelle Größen ins Spiel, 
die mit einer als „personenzentriert“ be-
zeichneten Reform eigentlich überwunden 
werden sollten, wenn nämlich Kosten von 
Angeboten verschiedener Institutionen 
miteinander verglichen werden und dieser 
Kostenvergleich ausschlaggebend dafür ist, 
wann Wünsche der Menschen mit Behinde-
rungen als berechtigt gelten oder nicht.

VI. Fazit: Keine Überwindung 
des institutionszentrierten 
Systems
Personenzentrierung wird im Bundesteil-
habegesetz als Programmformel benutzt, 
um gesetzespolitische Entscheidungen zu 
legitimieren. Betrachtet man die in Aus-
sicht gestellten gesetzlichen Veränderun-
gen, so ist festzustellen, dass die mit der 
Reform intendierte Individualisierung und 
Flexibilisierung der Hilfen sowie eine Stär-
kung des Wunsch- und Wahlrechts von 
Menschen mit Behinderungen kaum ge-
setzgeberische Entsprechung fi ndet. Re-
gelungen zur Bedarfsermittlung z.B. sind 
relativ unverbindlich ausgestaltet, sodass 
Zweifel angebracht sind, inwiefern die Re-
form an dieser wichtigen Schaltstelle im 
Rehabilitationsgeschehen Innovationspo-
tenzial entfaltet. Ganz im Gegensatz dazu 

menleben, werden erhalten.“ (Bundesrat 
2016, S. 4)

Vieles spricht dafür, dass sich zumin-
dest mittelfristig die Angebotslandschaft 
wenig verändern wird. Die Aufl ösung von 
ambulant und stationär wird nicht dazu 
führen, dass stationäre Hilfeformen schlag-
artig aufhören zu existieren. Möglicher-
weise wird der ambulante Sektor weiter 
wachsen, was aber nicht automatisch die 
Überwindung eines institutionszentrierten 
Systems bedeutet, da ambulante Angebote 
ebenfalls Institutionen sind und restrikti-
ve Organisationslogiken, die den Bedarfen 
von Menschen mit Behinderungen zuwider 
laufen, entwickeln können. 

IV. Leistungen zur Sozialen 
Teilhabe und Assistenz
Über den formalen Aspekt der Leistungs-
erbringung hinaus thematisiert der Diskurs 
um das Bundesteilhabegesetz inhaltliche 
Änderungen im Leistungsrecht unter dem 
Stichwort „Leistungen zur Sozialen Teil-
habe“. „Der mit Blick auf die personen-
zentrierte Neuausrichtung der Eingliede-
rungshilfe geänderten und zunehmenden 
Bedeutung der Leistungen der sozialen 
Teilhabe muss Rechnung getragen werden. 
Die Möglichkeiten einer individuellen und 
den persönlichen Wünschen entsprechen-
den Lebensplanung und -gestaltung für 
Menschen mit Behinderungen gilt es weiter 
zu stärken.“ (BMAS 2015, S. 21)

Gemäß Entwurf des Bundesteilhabe-
gesetzes wird „ein neuer Leistungstatbe-
stand für Assistenzleistungen eingeführt“ 
(BMAS 2015, S. 189) und im Gesetzestext 
so konkretisiert: „Zur selbstbestimmten 
und eigenständigen Bewältigung des All-
tages einschließlich der Tagesstruktu-
rierung werden Leistungen für Assistenz 
erbracht. Sie umfassen insbesondere Leis-
tungen für die allgemeinen Erledigungen 
des Alltags wie die Haushaltsführung, die 
Gestaltung sozialer Beziehungen, die per-
sönliche Lebensplanung, die Teilhabe am 
gemeinschaftlichen und kulturellen Leben, 
die Freizeitgestaltung einschließlich sport-
licher Aktivitäten sowie die Sicherstellung 

der Wirksamkeit der ärztlichen und ärzt-
lich verordneten Leistungen. Sie beinhal-
ten die Verständigung mit der Umwelt in 
diesen Bereichen.“ (§ 78 SGB IX-Entwurf; 
Bundesrat 2016) 

Die hier aufgeführten „Assistenzleistun-
gen“ stellen keine neuen Leistungen dar, 
sondern sind ein neuer Sammelbegriff  für 
diejenigen Hilfen, die das SGB IX und das 
SGB XII bislang unter den Bezeichnungen 
„Hilfe zum selbstbestimmten Leben in be-
treuten Wohnmöglichkeiten“ und „Hilfen 
zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und 
kulturellen Leben“ kannte. So heißt es 
denn auch in der Gesetzesbegründung: 
„Die Neuregelungen für die Leistungsgrup-
pen der sozialen Teilhabe (...) dienen nicht 
der Ausweitung der bisherigen Leistungen, 
sondern der Rechtssicherheit bei der Leis-
tungserbringung und damit der Stärkung 
der Selbstbestimmung und Teilhabe der 
Leistungsberechtigten.“ (Bundesrat 2016, 
S. 224)

Dass durch diese Neuregelung die Mög-
lichkeiten von Menschen mit Behinderun-
gen zur individuellen Lebensgestaltung 
wesentlich erweitert werden können, ist 
nicht überzeugend. Eine angekündigte 
inhaltliche Weiterentwicklung von (Assis-
tenz-)Leistungen im Sinne einer Individu-
alisierung und Flexibilisierung der Hilfen 
ist im Entwurf des Bundesteilhabegesetzes 
kaum erkennbar: Einer personenzentrier-
ten Reformlogik folgend wäre gewesen, 
Assistenz als Leistungsform zu verstehen 
und als Wahlrecht an die Person zu knüp-
fen, statt einen neuen Leistungstatbestand 
„Assistenzleistungen“ zu kreieren und ihn 
als Sammelbegriff  für Leistungen zur sozi-
alen Teilhabe neben andere Leistungsarten 
zu stellen.

V. Wunsch- und Wahlrecht
Ähnlich verhält es sich mit  dem Wunsch- 
und Wahlrecht von Menschen mit Be-
hinderungen (§ 8 SGB IX), das durch das 
Bundesteilhabegesetz wesentlich gestärkt 
werden sollte. Hier lassen sich eher gegen-
läufi ge Tendenzen feststellen. Wie in der 
bisherigen Fassung des SGB XII, das einen 
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FUSSNOTEN

1 Der Beitrag bezieht sich auf den Stand des 

Gesetzentwurfs der Bundesregierung zum 

Bundesteilhabegesetz vom 12.08.2016 (vgl. 

Bundesrat 2016). 

2 Dieser Text ist eine gekürzte und modifi zierte Fas-

sung eines Buchbeitrags (vgl. Schäfers 2017).

3 Die Argumentation greift auf Ergebnisse einer Dis-

kursanalyse zur Eingliederungshilfereform zurück 

(zur Methodik vgl. Schäfers 2014).
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sind Beratungs- und Informationsangebote 
zwingend notwendig.2 In der Konsequenz 
erscheint eine Erweiterung der bestehen-
den, zumeist träger- und institutionenbe-
zogenen Angebote, durch unabhängige 
Beratungsangebote angezeigt. Damit diese 
fl ächendeckend sowie in ausreichendem 
Umfang zur Verfügung stehen kann, bedarf 
es einer rechtsverbindlichen Regelung.

II. Geplante Änderungen im 
Sozialrecht durch das BTHG
Der Gesetzgeber will mit dem geplanten Ge-
setz zur Stärkung der Teilhabe und Selbst-
bestimmung von Menschen mit Behinde-
rungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG)3 

den Forderungen nach Gleichberechtigung 
und umfänglicher Teilhabe gerecht werden. 
Bezüglich eines in diesem Sinne vorzuhal-

sondern als gleichberechtigte Bürgerinnen 
und Bürger. Diese Reformbestrebungen 
stellen nicht nur Leistungserbringer sowie 
Leistungsanbieter von Rehabilitationsleis-
tungen vor hohe Herausforderungen, auch 
die Anforderungen an Menschen mit Behin-
derungen steigen vor diesem Hintergrund. 
Sie müssen wissen, welche unterschiedli-
chen Leistungen und Unterstützungsmög-
lichkeiten ihnen zur Verfügung stehen, um 
auswählen zu können, welche Angebote für 
ihre Bedarfe und ihre Vorstellungen von ei-
nem „guten Leben“ passend sind. Hierzu 
ist es notwendig, dass die Betroff enen ihre 
Rechte und mögliche resultierende Pfl ich-
ten – in einem vom Leitsatz Fördern und 
Fordern geprägten Sozialsystem – ken-
nen. Angesichts der Komplexität der sich 
aufwerfenden Fragen und ggf. Probleme 

Ergänzende unabhängige 
Teilhabeberatung 
nach § 32 SGB IX-RegE
Eckpunkte der Ausgestaltung und Stand der Diskussionen

Von Mario Schreiner

I. Beratung als Voraussetzung 
für Teilhabe
Gleichberechtigte Teilhabe an allen Le-
bensbereichen und eine selbstbestimmte 
Lebensführung von Menschen mit Behin-
derungen sind aktuelle Leitmotive der So-
zialpolitik. Menschen mit Behinderungen, 
ihre Interessensvertretungen, Vertreterin-
nen und Vertreter der Fachpraxis fordern 
– nicht zuletzt angestoßen durch die UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK 
(Behindertenrechtskonvention))1 – gesamt-
gesellschaftliche Veränderungen hin zu 
inklusiven Strukturen, die allen Menschen 
gleiche Teilhabechancen gewähren und 
ermöglichen. Ziel ist es unter anderem, 
dass Menschen mit Behinderungen nicht 
mehr – wie Jahrzehnte üblich – als Objek-
te der Fürsorge wahrgenommen werden, 
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che mit Verabschiedung des neuen Gesetzes 
wegfallen sollen. Die Rehabilitationsträger 
sind laut Gesetzentwurf verpfl ichtet, (po-
tentiell) leistungsberechtigte Personen über 
diese Form der Beratung zu informieren. 
Die unabhängige ergänzende Teilhabebe-
ratung von Betroff enen für Betroff ene soll, 
laut Text des Gesetzesentwurfes, beson-
ders berücksichtigt werden. Hierzu ist vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS (Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales)) vorgesehen, eine Förderrichtli-
nie für Dienste zu erlassen, die ein solches 
unabhängiges Beratungsangebot anbieten.6 
Die Förderung soll dabei aus Bundesmitteln 
erfolgen und zunächst bis zum 31. Dezem-
ber 2022 befristet sein.

Mit der einzuführenden Form der Bera-
tung verfolgt der Gesetzgeber die Absicht: 

tenden Angebotes an Beratung für Men-
schen mit Behinderungen ist in § 32 SGB 
(Sozialgesetzbuch) IX-RegE die Förderung 
„ergänzender unabhängiger Teilhabebera-
tung“ vorgesehen. Diese Form der Beratung 
soll „eine von Leistungsträgern und Leis-
tungserbringern unabhängige ergänzende 
Beratung als niedrigschwelliges Angebot, 
das bereits im Vorfeld der Beanspruchung 
konkreter Leistungen zur Verfügung steht“4 
sein. Bestehende Beratungsangebote und 
Beratungsstrukturen sollen durch die un-
abhängige Beratung ergänzt und erweitert 
werden. „Information und Beratung über 
Rehabilitations- und Teilhabeleistungen“5 
sollen zentrale Anliegen der unabhängigen 
Beratung sein. Bislang war dies – neben 
den einzelnen Rehabilitationsträgern – Auf-
gabe der gemeinsamen Servicestellen, wel-

„Die Position der Leistungsberechtigten/
Ratsuchenden gegenüber den Leistungs-
trägern und Leistungserbringern im sozial-
rechtlichen Dreieck […] zu stärken.“ Dabei 
soll „der Empowermentansatz zur Befä-
higung der Leistungsberechtigten, selbst-
bestimmte Entscheidungen zu treff en, ge-
fördert werden.“7 Eine mögliche Form der 
Beratung, welche in diesem Kontext häufi g 
Erwähnung fi ndet, ist das Peer Counse-
ling.8 In diesem Ansatz der Beratung von 
und für Menschen mit Behinderungen 
sieht die Bundesregierung, dem Wortlaut 
von Art. 26 UN-BRK (Behindertenrechts-
konvention) folgend, ein geeignetes Mittel, 
um ein „Höchstmaß an Unabhängigkeit 
[…] sowie die volle Einbeziehung an allen 
Aspekten des Lebens zu erreichen und zu 
bewahren“9.

Proteste gegen das BTHG am 7.11.2016 in Berlin Foto: Jörg Farys, www.gesellschaftsbilder.de
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all und für alle Betroff enen zur Verfügung 
steht. Damit weist die BAG Selbstbsthilfe in 
die gleiche Richtung wie die überwiegen-
de Mehrzahl der Stellungnahmen, in denen 
die Anregung erfolgt, die unabhängige Be-
ratung als einen Rechtsanspruch zu regeln 
und nicht bloß als ergänzende Leistung20.

IV. Ausblick
Mit der geplanten Einführung einer ergän-
zenden unabhängigen Teilhabeberatung im 
BTHG-Entwurf hat der Gesetzgeber einen 
off ensichtlich vorhandenen Bedarf an nie-
derschwelliger Beratung aufgegriff en. Der 
Entwurf triff t mit seiner grundsätzlichen 
Ausrichtung auf breite Zustimmung seitens 
der unterschiedlichen Interessensverbände 
und Akteure im Feld. Gleichwohl werden 
einige Änderungen bzw. Konkretisierungen 
in den Regelungen für zwingend notwendig 
erachtet, um die Implementierung der un-
abhängigen Beratung fl ächendeckend, in 
einer gewissen Qualität und Nachhaltigkeit 
sicherzustellen. Ob und welche Nachbesse-
rungen am Gesetzentwurf vor seiner mög-
lichen Verabschiedung noch vorgenommen 
werden, bleibt bis Ende des Jahres 2016 
ungewiss. Dies gilt auch für die Regelun-
gen der neu einzuführenden unabhängigen 
Teilhabeberatung. Die in § 32 SGB (Sozial-
gesetzbuch) IX-RegE formulierten struk-
turellen und konzeptionellen Eckpunkte 
der unabhängigen Teilhabeberatung, ins-
besondere die geforderte Unabhängigkeit 
sowie die Beratung von Betroff enen für 
Betroff ene legt eine Ausgestaltung des Be-
ratungsangebotes im Sinne des Peer Coun-
seling nahe. Aktuelle Forschungsergebnis-
se bestätigen die positiven Wirkungen des 
Peer Counseling in Richtung Selbstbestim-
mung und Empowerment und zeigen eine 
hohe Zufriedenheit der Ratsuchenden mit 
dieser Beratungsform.21

Dieser Beitrag wurde unter www.reha-recht.de als 

Fachbeitrag D47-2016 in der Kategorie D: Konzepte 

und Politik veröffentlicht.

III. Diskussionsstand zum 
Entwurf des § 32 SGB IX im 
BTHG
Am 7. November 2016 fand eine öff entli-
che Anhörung von Sachverständigen zum 
Gesetzentwurf des BTHG in Berlin statt. 
Als Sachverständige waren Vertreterin-
nen und Vertreter der Wissenschaft, der 
Leistungsträger, der Fachverbände und 
Fachpraxis sowie Interessensvertretungen 
von Menschen mit Behinderungen einge-
laden. In zahlreichen Stellungnahmen10, 
die im Vorfeld der öff entlichen Anhörung 
dem Bundestagsausschuss für Arbeit und 
Soziales eingereicht worden waren, wa-
ren bereits Positionen zum BTHG-Entwurf 
und dem § 32 SGB (Sozialgesetzbuch) IX-
RegE bezogen worden. Diese zeigen, dass 
der Regierungsvorschlag, eine unabhängi-
ge Beratung als rechtlich verankertes und 
ergänzendes Beratungsangebot einzufüh-
ren, grundsätzlich auf breite Zustimmung 
stößt.11 Die Schaff ung einer solchen Bera-
tungsmöglichkeit ermögliche es den Leis-
tungsberechtigten ihr Wunsch- und Wahl-
recht besser zu verwirklichen.12 Auch der 
Bundesrat unterstützt in seiner Stellung-
nahme zum BTHG „die Implementierung 
einer unabhängigen Teilhabeberatung“13.

Tenor in den Stellungnahmen ist, dass 
zur fl ächendeckenden und bundeseinheit-
lichen Einführung der unabhängigen Teil-
habeberatung, über die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen hinaus, verbindliche Vorga-
ben und Regelungen zur konkreten Ausge-
staltung der Beratungsangebote notwendig 
seien. „So sollte der Aufgabenzuschnitt der 
ergänzenden Teilhabeberatung beschrieben 
werden.“14 Ebenso sollte „die Förderung 
des Bundes nicht von oben herab und los-
gelöst von der örtlichen Situation erfolgen, 
sondern nur im Einvernehmen mit den Län-
dern“15, um beispielsweise die Schaff ung 
von Doppelstrukturen zu vermeiden. In den 
zu treff enden Regelungen sei auch zu be-
achten, dass „ein fl ächendeckendes Netz an 
Beratungsstellen zu schaff en [ist], das barri-
erefrei ausgestaltet ist“16, damit bundesweit 
der Anspruch auf diese Beratungsleistung 

eingelöst werden kann. In verschiedenen 
Stellungnahmen – wie auch in der Begrün-
dung zum Entwurf des BTHG17 – wird zu-
dem darauf hingewiesen, dass verbindliche 
Qualitätsstandards für die Ausgestaltung 
der unabhängigen Beratung formuliert wer-
den müssten.18 Es bestehen jedoch – je nach 
Interessenlage – unterschiedliche Vorstel-
lungen darüber, wie diese konkret inhaltlich 
aussehen sollen. Diesbezüglich konnte be-
reits in der Arbeitsgruppe im Beteiligungs-
prozess zum BTHG keine Einigung erzielt 
werden. So gibt es auch kein Einvernehmen 
über die Trägerschaft der unabhängigen 
Beratungsangebote. Während zum Beispiel 
das Arbeitspapier des BMAS (Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales) als mögliche 
Träger u. a. auch die Freie Wohlfahrtspfl e-
ge, private Dienstleistungsanbieter oder 
DGB-Rechtsschutz vorgeschlagen hatte, 
plädiert der Deutsche Behindertenrat für 
die Trägerschaft unabhängiger Behinder-
tenverbände.19

Durchweg kritisiert wird in den Stel-
lungnahmen, dass im Regierungsentwurf 
des BTHG vorgesehen ist, die Förderung 
der ergänzenden unabhängigen Teilhabe-
beratung bis 2022 zu befristen. Mehrheit-
lich ergeht deshalb die Forderung, diese 
Befristung zugunsten einer dauerhaften Fi-
nanzierung zu revidieren, um die notwen-
digen Beratungsstrukturen dauerhaft und 
nachhaltig sicherzustellen. Eine unklare 
Finanzierung nach 2022 berge die Gefahr, 
dass die unabhängige Teilhabeberatung 
nach Ablauf der Förderung wieder abge-
schaff t werde. Der Bundesrat befürchtet 
im Hinblick auf die Finanzierungsfrist, dass 
sich der Bund einer dauerhaften Finanzie-
rung entziehen will und votiert ebenfalls 
für eine Streichung der Frist. Der Umstand, 
dass die Beratung nur gefördert und nicht 
voll fi nanziert werden soll, wird auch von 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthil-
fe von Menschen mit Behinderungen und 
chronischer Erkrankung und ihren Ange-
hörigen e. V (BAG Selbsthilfe) problema-
tisiert. Sie sieht die Gefahr, dass so nicht 
gewährleistet wird, dass das Angebot über-
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Den offi  ziellen Referentenentwurf des 
BTHG legte das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales (BMAS) am 26.04.2016 
vor.4 Anfang Juni 2016 erklärte die Bundes-
regierung, dass man sich auf den Entwurf 
des BTHG geeinigt habe. Mit Datum vom 
22.06.2016 wurde der Regierungsentwurf 
veröff entlicht, der wiederum als zitierfähi-
ge Drucksache mit Datum vom 22.08.2016 
als BR-Drs. 428/16 Gegenstand der aktu-
ellen Diskussionen ist. Die erste Lesung 
dieses Entwurfs im Bundestag erfolgte am 
22.09.2016, die Befassung im Bundesrat 
am 23.09.2016.5 Die Gegenäußerung der 
Bunderegierung wurde als Kabinettsbe-
schluss vom 12.10.2016 bekannt gegeben. 
Die Anhörung im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales erfolgte am 07.11.20166, die 
zweite und dritte Lesung im Bundestag 
ist für den 02.12.2016 geplant und der 
zweite Durchgang im Bundesrat für den 
16.12.2016.7 Bei Einhaltung des Zeitplans 

Art.  1 des BTHG, also der Regie-
rungsentwurf des neuen SGB  IX (folgend 
SGB  IX-RegE), gliedert sich in drei Teile 
– einen Teil 1, der allgemeine Regelungen 
zur Teilhabe behinderter Menschen bein-
haltet, einen Teil 2, der die Regelungen der 
Eingliederungshilfe (bislang im SGB  XII) 
vorsieht, und Teil 3 mit den Regelungen 
zum Schwerbehindertenrecht (bislang 
Teil 2 SGB  IX). Vorgesehen ist ein gestaf-
feltes Inkrafttreten der neuen Regelun-
gen, wobei der Großteil der Reformen zum 
01.01.2018 in Kraft treten soll. Einige Än-
derungen, wie die Neuerungen im Schwer-
behindertenrecht und erste Änderungen in 
der Einkommens- und Vermögensanrech-
nung, sollen bereits früher in Kraft treten. 
Innerhalb einer Übergangszeit bis zum 
01.01.2020 sollen die übrigen Rechtsände-
rungen im SGB  XII und die Überführung 
der Eingliederungshilfe aus dem SGB  XII 
in das SGB IX erfolgen.3

Das Budget für Arbeit im 
Bundesteilhabegesetz
Darstellung der Entwicklung und kritische Betrachtung 
bis zur Befassung im Bundesrat

Von Katja Nebe und Cindy Schimank 

I. Stand des 
Gesetzgebungsverfahrens
Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Stär-
kung der Teilhabe und Selbstbestimmung 
von Menschen mit Behinderung (Bundes-
teilhabgesetz – BTHG)1 plant der Gesetzge-
ber die Aufnahme des zuvor in Modellpro-
jekten erfolgreich erprobten Budgets für 
Arbeit (BfA).

Beim Bundesteilhabegesetz handelt es 
sich um ein umfangreiches Artikelgesetz, 
mit dem das aktuelle Sozialgesetzbuch 
(SGB)  IX sowie weitere Vorschriften, die 
Teilhaberechte behinderter Menschen be-
treff en, geändert werden sollen. Das BTHG 
selbst ist in verschiedene Artikel unterglie-
dert, wobei Artikel 1 und 2 die geplanten 
Änderungen des SGB IX darstellen. Es fol-
gen mehrere Artikel, die die Änderungen 
anderer Gesetze, insbesondere weiterer 
Bücher des SGB betreff en sowie Änderun-
gen damit verbundener Verordnungen2.
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genden SGB IX-RegE) sieht das BfA als 
Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben in 
§  61 SGB IX-RegE vor. Es fi ndet sich im 
ersten und damit im allgemeinen Teil des 
Entwurfs und ergänzt, gemeinsam mit der 
ebenfalls neuen Regelung zu den „Anderen 
Leistungsanbietern“ in § 60 SGB IX-RegE, 
das bisherige Angebot der Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben (§§  33–45 
SGB IX).

Nach dem (versehentlichen) Bekannt-
werden des BTHG-Arbeitsentwurfs vom 
18.12.2015 hat die Vorschrift bis zur Ver-
öff entlichung des offi  ziellen Referenten-
entwurfs (SGB IX-RefE) einige zentrale 
Änderungen erfahren. In den Regierungs-
entwurf zum BTHG (SGB IX-RegE) ist die 
Vorschrift unverändert eingefl ossen.

Was die Änderungen vom Arbeitsent-
wurf zum Referentenentwurf betreff en, 
wurde in Absatz  1 der „Abschluss eines 
Arbeitsvertrages“ als Voraussetzung hin-

nung und Höhe der Lohnkostenzuschüsse. 
Unterstützungsleistungen wurden sowohl 
am Übergang Schule – Beruf sowie an der 
Schnittstelle WfbM – allgemeiner Arbeits-
markt erbracht.

II. Das Budget für Arbeit im 
Entwurf des 
Bundesteilhabegesetzes
In der Begründung des BTHG-Entwurfs 
vom 12.08.2016 wird das BfA als Teil ei-
nes Gesamtprogramms9 zur Förderung in-
klusiver Beschäftigungsmöglichkeiten auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschrie-
ben. Zudem greife man die Forderung der 
„Abschließende[n] Bemerkungen über den 
ersten Staatenbericht Deutschlands“ auf, ei-
nen inklusiven Arbeitsmarkt zu schaff en.10

1. Einordnung der Norm und 
Wortlaut
Der aktuelle Regierungsentwurf11 (im Fol-

werden die ersten Teile des BTHG zum 
01.01.2017 in Kraft treten.

II. Das Budget für Arbeit in der 
Praxis – Konzept
Hinter der Bezeichnung „Budget für Arbeit“ 
steckt ein Konzept zur Förderung der Teil-
habe behinderter Menschen am Arbeitsle-
ben, das insbesondere eine Alternative zur 
Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) 
bieten soll. Dieses besteht im Wesentlichen 
aus einem Lohnkostenzuschuss als Min-
derleistungsausgleich sowie verschiedenen 
Unterstützungsleistungen an behinderte 
Auszubildende/Arbeitnehmer und deren 
Ausbilder/Arbeitgeber. Vor der Aufnahme 
des BfA in den Gesetzentwurf wurde es in 
verschiedenen Bundesländern erfolgreich 
erprobt.8 Hierbei gab es Unterschiede in 
der praktischen Ausgestaltung, sowohl 
hinsichtlich der Art der Unterstützungs-
leistungen als auch bezüglich der Berech-

Proteste gegen das BTHG am 7.11.2016 in Berlin Foto: Jörg Farys, www.gesellschaftsbilder.de
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Über den Verweis auf § 58 SGB IX-RegE 
wird auch die seit Langem in der Kritik 
stehende Voraussetzung des „Mindestma-
ßes an wirtschaftlich verwertbarer Ar-
beitsleistung“13 mit in § 61 SGB IX-RegE 
übernommen. Dies ist zu korrigieren. Auch 
Menschen mit einem besonders hohen Un-
terstützungsbedarf muss der Anspruch auf 
das BfA eröff net werden.

Vom Wortlaut nicht umfasst sind Schü-
ler und Schülerinnen, Menschen in Aus-
bildungsverhältnissen und Menschen, die 
Anspruch auf Leistungen im Berufsbil-
dungsbereich einer WfbM haben (siehe 
hierzu 4.).

Vorausgesetzt ist zudem, dass das Ar-
beitsverhältnis angeboten wird. Die klare 
Formulierung ist zu begrüßen, insbeson-
dere mit Blick auf die Probleme in der 
Rechtsanwendung bei Eingliederungszu-
schüssen. Bei diesen handelt es sich um 
Lohnkostenzuschüsse der Rehabilitations-
träger nach § 34 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX, z. B. 
in Verbindung mit § 88 ff . SGB III, oder der 
Integrationsämter gemäß § 102 Abs. 3 S. 1 
Nr.  2e i.  V.  m. § 27 Schwerbehinderten-

Ausgleichsabgabeverordnung (SchwbAV), 
die als Ermessensleistung an Arbeitgeber 
erbracht werden.14 Aus der Praxis sind 
Unsicherheiten hinsichtlich der Leistungs-
bewilligung bekannt. Ist die rechtzeitige 
Gewährung des Eingliederungszuschus-
ses an Arbeitgeber nicht sicher, wirkt sich 
dies erfahrungsgemäß nachteilig auf das 
Zustandekommen eines Arbeitsverhältnis-

veranlasst hat, um durch die ersatzwei-
se Einstellung eines Menschen mit Be-
hinderungen den Lohnkostenzuschuss 
zu erhalten.
(4) Die am Arbeitsplatz wegen der Be-
hinderung erforderliche Anleitung und 
Begleitung kann von mehreren Leis-
tungsberechtigten gemeinsam in An-
spruch genommen werden.
(5) Eine Verpfl ichtung des Leistungsträ-
gers, Leistungen zur Beschäftigung bei 
privaten oder öff entlichen Arbeitgebern 
zu ermöglichen, besteht nicht.

2. Leistungsvoraussetzungen und 
erste Bewertung
Die Leistung „Budget für Arbeit“ ist als 
Rechtsanspruch ausgestaltet, den behin-
derte Menschen geltend machen können, 
wenn sie die in §  61 benannten Voraus-
setzungen erfüllen. Hierzu zählt zunächst, 
dass ein Anspruch auf Leistungen im Ar-
beitsbereich einer WfbM besteht (= „Leis-
tung nach § 58“). Hierin liegt ein erster 
wesentlicher Unterschied zu den Modell-
projekten, die regelmäßig auch ohne WfbM-

Anspruch eine Förderung mit einem BfA 
beinhalten und praktizieren.12 Der WfbM-
Anspruch als Zugangsvoraussetzung in § 
61 SGB IX-RegE ist zu streichen. Dadurch 
wäre die Anwendung des BfA für einen 
Großteil der nach dem Regelungszweck zu 
begünstigenden Personen ohne sachlichen 
Grund ausgeschlossen (vgl. unten zum 
„Budget für Ausbildung“).

zugefügt. Zudem wurde die Berechnung 
der Höhe des Lohnkostenzuschusses in 
Absatz 2 verändert. Sollte sich dieser laut 
Arbeitsentwurf noch an den dem Werk-
stattträger zustehenden Aufwendungen 
bemessen, bildet nun das vom Arbeitgeber 
regelmäßig gezahlte Arbeitsentgelt die Re-
ferenzgröße. Zudem wurde den Ländern in 
Satz 4 die Möglichkeit eröff net, vom Pro-
zentsatz der Bezugsgröße abzuweichen. 
Das BfA fi ndet sich mit folgendem Wortlaut 
im Regierungsentwurf des laufenden Ge-
setzgebungsverfahrens:

§ 61 Budget für Arbeit
(1) Menschen mit Behinderungen, die 
Anspruch auf Leistungen nach § 58 ha-
ben und denen von einem privaten oder 
öff entlichen Arbeitgeber ein sozialver-
sicherungspfl ichtiges Arbeitsverhältnis 
mit einer tarifvertraglichen oder orts-
üblichen Entlohnung angeboten wird, 
erhalten mit Abschluss dieses Arbeits-
vertrages als Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben ein Budget für Arbeit.
(2) Das Budget für Arbeit umfasst einen 
Lohnkostenzuschuss an den Arbeitge-
ber zum Ausgleich der Leistungsminde-
rung des Beschäftigten und die Aufwen-
dungen für die wegen der Behinderung 
erforderliche Anleitung und Begleitung 
am Arbeitsplatz. Der Lohnkostenzu-
schuss beträgt bis zu 75  Prozent des 
vom Arbeitgeber regelmäßig gezahlten 
Arbeitsentgeltes, höchstens jedoch 40 
Prozent der monatlichen Bezugsgröße 
nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches. 
Dauer und Umfang der Leistungen be-
stimmen sich nach den Umständen des 
Einzelfalls. Durch Landesrecht kann 
von dem Prozentsatz der Bezugsgrö-
ße nach Satz 2, zweiter Halbsatz nach 
oben abgewichen werden.
(3) Ein Lohnkostenzuschuss ist ausge-
schlossen, wenn zu vermuten ist, dass 
der Arbeitgeber die Beendigung eines 
anderen Beschäftigungsverhältnisses 

„Auch Menschen mit einem besonders hohen 

Unterstützungsbedarf muss der Anspruch auf das Budget für 

Arbeit eröffnet werden.“
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BfA von den Bundesländern mehrheitlich 
begrüßt.23 Gleichzeitig wurde an diversen 
Einzelheiten der Vorschrift Kritik geübt 
und konkrete Änderungsvorschläge unter-
breitet, die wiederum in ihrer Gesamtheit 
von der Bundesregierung im Rahmen der 
Gegenäußerung abgelehnt wurden.24

a) Einbeziehung von Ausbildungs-
verhältnissen
Eine zentrale Forderung des Bundesrates 
ist die Einbeziehung Auszubildender in den 
Kreis der leistungsberechtigten Personen. 
Die Leistung solle den Namen „Budget für 
Ausbildung“ tragen und sich inhaltlich am 
Budget für Arbeit orientieren. Vorgeschla-
gen wurde, die Leistung als Ermessens-
leistung auszugestalten. Zur Begründung 
führte der Bundesrat im Wesentlichen aus, 
dass die Erweiterung des BfA auf Auszu-
bildende arbeitsmarktpolitisch geboten sei, 
um „Klebeeff ekte“ im Werkstatt-System zu 
vermeiden.

Die Bundesregierung folgt diesem Vor-
schlag nicht und verweist auf diverse För-
dermöglichkeiten des SGB II, III und IX, wie 
die Assistierte Ausbildung, Ausbildungszu-
schüsse an Arbeitgeber, ausbildungsbe-
gleitende Hilfen oder außerbetriebliche 
Berufsausbildungen, sog. Fachpraktiker-
ausbildung, sowie die individuelle betrieb-
liche Qualifi zierung im Rahmen der Unter-
stützten Beschäftigung. Erst wenn all diese 
Unterstützungsinstrumente wirkungslos 
blieben, kämen Ausbildungen im Berufs-
bildungsbereich der WfbM oder bei einem 
anderen Anbieter zum Tragen. Im Ergebnis 
gebe es daher keine praktischen Anwen-
dungsfälle für ein Budget für Ausbildung.

Der Einwand der Bundesregierung, 
angesichts zahlreicher vorrangiger Un-
terstützungsinstrumente gäbe es keinen 
praktischen Bedarf für ein „Budget für 
Ausbildung“, geht völlig an der Praxis 
vorbei. Schon heute erreichen junge Men-
schen mit Behinderung seltener als nicht 
behinderte junge Menschen einen Berufs-

bemängelt sowie die Nichtberücksichti-
gung von Budget-Beschäftigten in der Ar-
beitslosenversicherung (zu beiden Punk-
ten siehe 4.).18 Problematisch sei auch 
die Abweichungsvorschrift der Länder, 
die im Ergebnis zu niedrigeren Förderhö-
hen und regionalen Unterschieden führen 

kann.19 Das Forum behinderter Juristen 
und Juristinnen sprach sich außerdem für 
die Schaff ung eines eigenen Rechtsstatus 
für Budget-Beschäftigte aus und damit für 
die Abkoppelung vom Status Werkstatt-
Beschäftigter.20 In der Verbändeanhörung 
zum Referentenentwurf des BTHG wurde 
weiterhin gefordert, dass auch Menschen, 
die ein „Mindestmaß wirtschaftlich ver-
wertbarer Arbeit“ nicht erbringen kön-
nen, leistungsberechtigt sein sollten.21 
Zudem wurde vereinzelt eine renten-
rechtliche Gleichstellung der Budget-Be-
schäftigten mit den WfbM-Beschäftigten 
gefordert.22

4. Das BfA im Bundesrat, 
Gegenäußerungen der Bundesregie-
rung und weitergehende Bewertung
Länder und Kommunen befürchten, dass 
es mit dem geplanten BTHG zu Leistungs-
ausweitungen und damit zu einem un-
vorhersehbaren Kostenanstieg kommen 
werde. Diese grundsätzliche Kritik wurde 
auch im Zusammenhang mit dem Budget 
für Arbeit deutlich, dennoch wurde die vor-
gesehene gesetzliche Implementierung des 

ses aus.15 Deshalb ist im Gesetzeswortlaut 
klarzustellen, dass der Lohnkostenzu-
schuss eine Leistung zugunsten des be-
hinderten Menschen ist, die dieser selbst 
beantragen kann. Auch diesbezüglich ist 
die gegenteilige Verwaltungspraxis vom 
Ausschuss in der Rechtssache Gröninger 

(04.04.2014, Az.: CRPD/C/D/2/2010) heftig 
kritisiert worden. Hier ist eine gesetzgebe-
rische Klarstellung erforderlich.

3. Kurzdarstellung der 
Verbändereaktion
Von den Verbänden wird das Vorhaben, 
das Budget für Arbeit gesetzlich zu veran-
kern, mehrheitlich begrüßt. Gleichzeitig 
wurde mit Bekanntgabe des Referenten-
entwurfs umfassende Kritik geäußert. Die-
se bezog sich zum einen auf die Zuschuss-
höhe. Diese habe sich im Vergleich zum 
Arbeitsentwurf zwar verbessert, sei aber 
dennoch zu gering und müsse sich statt 
am Arbeitgeber-Brutto am Arbeitnehmer-
Brutto orientieren.16 Problematisch sei die 
Deckelung der Zuschusshöhe auf Kosten, 
die der Leistungsträger für Beschäftigte 
einer WfbM hat, da im Rahmen des BfA 
Arbeitsverträge gefördert werden soll-
ten, die mindestens auf dem Niveau des 
gesetzlichen Mindestlohns sind.17 Zudem 
wurde, unter Hinweis auf die guten Er-
fahrungen z.  B. in Nordrhein-Westfalen, 
die fehlende Einbeziehung behinderter 
Menschen in Ausbildungsverhältnissen 

„Von den Verbänden wird das Vorhaben, das Budget für 

Arbeit gesetzlich zu verankern, mehrheitlich begrüßt. 

Gleichzeitig wurde mit Bekanntgabe des 

Referentenentwurfs umfassende Kritik geäußert.“
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sozialversicherungspfl ichtigen Arbeitsver-
hältnis beschäftigt werden, nicht mit in die 
Arbeitslosenversicherung einzubeziehen. 
Dies sei zwingend zu ändern.

Die Bundesregierung lehnte dies ab und 
verwies darauf, dass Budgetnehmer voll 
erwerbsgemindert seien und daher keine 
Notwendigkeit bestehe, sie in die Arbeitslo-
senversicherung einzubeziehen.

Die Argumentation der Bundesregie-
rung überzeugt nicht. Weder verlangt § 61 
SGB IX eine volle Erwerbsminderung, noch 
ist die Aufnahme in eine WfbM daran ge-
knüpft. Schon im bisherigen Recht wird 
die Werkstattbedürftigkeit nicht vom Vor-
liegen einer Erwerbsminderung abhängig 
gemacht. Budgetbeschäftigte dürfen vom 
Schutz der Arbeitslosenversicherung nicht 
ausgenommen werden. Der auf einen Aus-
schluss aus der Arbeitslosenversicherung 
zielende Gesetzentwurf bleibt erheblich 
hinter den Verpfl ichtungen der Bundes-
republik aus Art.  27 UN-BRK zurück. Die 
scharfe Kritik des Bundesrates ist völlig zu-
treff end. Die Gesetzesbegründung zu § 61 
SGB  IX-RegE, wonach Budgetbeschäftigte 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht zur 
Verfügung stünden und bei einem Schei-
tern der Budgetbeschäftigung wegen des 
Rückkehrrechts in die WfbM nicht auf die 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung 
angewiesen wären, belegt die völlige Inko-
härenz zum Inklusionsauftrag. Behinderte 
Menschen können wie nicht behinderte 
Menschen von Arbeitsmarktschwankun-
gen betroff en sein und bedürfen zur Risi-
koabsicherung Arbeitslosigkeit desselben 
Schutzes wie ohne BfA Beschäftigte. Ohne 
Korrektur wären arbeitslos gewordene 
Budgetnehmer gezwungen, die WfbM auf-
zusuchen. Es bestünde eine Rückkehr-
pfl icht statt ein Rückkehrrecht.27

Hier ist zu verdeutlichen, dass schon 
nach geltendem Recht die Berechtigung für 
die Aufnahme in eine WfbM allein an der 
Werkstattbedürftigkeit und diese wieder-
um an der behinderungsbedingt (vorüber-
gehend) fehlenden Beschäftigungsfähigkeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bemes-
sen wird, vgl. § 136 SGB IX. Anders als von 
der Bundesregierung angeführt, spielt die 
Erwerbsminderung als rentenrechtlicher 
Status für das Recht auf Beschäftigung in 
der WfbM keinerlei Rolle. Die Forderung 
des Bundesrates nach einer Kombination 
verschiedener Lohn-/Eingliederungszu-
schussleistungen ist uneingeschränkt zu 
unterstützen. Das Modell der Arbeitsassis-
tenz als Leistung zur Teilhabe am Arbeits-
leben, § 33 Abs. 8 S. 1 Nr. 3 SGB IX, sowie 
als begleitende Hilfe im Arbeitsleben, § 102 
Abs. 4 SGB  IX, und die dazu vorgesehene 
Zuständigkeits- und Kostenerstattungsre-
gelung, vgl. § 33 Abs. 8 S. 2 und 4 SGB IX, 
sind als Vorbild für ein Verfahren hinsicht-
lich der Kombination von Eingliederungs- 
und Lohnkostenzuschüssen bereits detail-
liert vorgeschlagen worden.26

c) Benennung der Integrationsfach-
dienste für Aufgaben der Anleitung und 
Begleitung
Zudem forderte der Bundesrat, die Integra-
tionsfachdienste namentlich als Ansprech-
partner für Aufgaben der Anleitung und 
Begleitung zu benennen.

Die Bundesregierung lehnt dies ab und 
verweist darauf, dass die Aufgabenwahr-
nehmung durch die Integrationsfachdiens-
te durch den Wortlaut des §  61 SGB  IX-
RegE nicht ausgeschlossen werde, andere 
Dienstleister aber genauso berücksichtigt 
werden sollen.

d) Einbeziehung in die 
Arbeitslosenversicherung
Auf scharfe Kritik des Bundesrates stieß 
zudem das Vorhaben, Budgetnehmer, also 
diejenigen, die mithilfe eines BfA in einem 

abschluss. Häufi g treten sie direkt nach 
der Schule in die WfbM ein und fi nden 
von dort nur höchst selten auf den allge-
meinen Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt. 
Die entscheidenden Weichen werden be-
reits im Rahmen der Berufsorientierung 
und damit während der Schulzeit gestellt. 
Will man die Zahl der WfbM-Beschäf-
tigten tatsächlich reduzieren, müssen 
frühzeitig Alternativen geschaff en wer-
den. Die Modellprojekte zum BfA legen 
zu Recht einen entscheidenden Schwer-
punkt auf den Übergang von der (För-
der)Schule in den Ausbildungsmarkt und 
sind gerade in diesem Bereich erfolgreich 
praktiziert worden.25 Der Forderung des 
Bundesrates, Auszubildende in den Kreis 
der leistungsberechtigten Personen ein-
zubeziehen, ist daher zuzustimmen. Auch 
in der Anhörung im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales am 07.11.2016 wurde diese 
Position noch einmal deutlich vertreten. 
Eine Ausgestaltung als Ermessensleis-
tung wäre allerdings zu schwach. Auch 
Schülerinnen und Schüler bzw. Auszubil-
dende müssen einen Rechtsanspruch auf 
das BfA haben.

b) Kombination des BfA mit 
Eingliederungszuschüssen
Eine weitere zu unterstützende Forde-
rung des Bundesrates zielte darauf, eine 
Kombinationsmöglichkeit des BfA mit den 
Eingliederungszuschüssen im Normtext 
zu verankern, um die Bundesagentur für 
Arbeit, die jährlich mit einem erheblichen 
Betrag aus der Ausgleichabgabe gefördert 
wird, an den Kosten zu beteiligen.

Auch dies wurde von der Bundesregie-
rung abgelehnt unter Hinweis darauf, dass 
es sich bei dem Kreis potentieller Budget-
nehmer um voll erwerbsgeminderte Be-
schäftigte im Sinne des SGB  VI handele. 
Die Zuständigkeit dieses Personenkreises 
liege vor allem bei den Eingliederungshilfe-
Trägern und nicht bei der Bundesagentur 
für Arbeit.

Dieser Beitrag wurde unter www.reha-recht.de als 

Fachbeitrag D47-2016 in der Kategorie D: Konzepte 

und Politik veröffentlicht.
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blob=publicationFile&v=1; Gleichzeit sei darauf 

verwiesen, dass vorliegend auch bei den Einglie-

derungszuschüssen, unter UN-BRK-konformer 

Rechtsanwendung, eine verbindliche Zusage 

auch ohne Vertragsabschluss für möglich gehal-

ten wird.

16 Stellungnahme DBSV zu § 61 SGB IX-RefE; 

Stellungnahme des FbJJ vom 17.05.2016, 

S. 37; dem entgegen Stellungnahme der BIH, 

Anlage 1, S. 3.

17 Stellungnahme des Deutschen Caritasverbandes 

e. V. v. 17.05.2016, S. 2 f.

18 Stellungnahme der BIH, Anlage 1, S. 2 ff.

19 Stellungnahme des FbJJ vom 17.05.2016, 

S. 39; so auch in der öffentlichen Anhörung 

im Ausschuss für Arbeit und Soziales am 

07.11.2016 kritisiert.

20 Stellungnahme des FbJJ vom 17.05.2016, S. 

39.

21 Schülle/Falk/Schimank: Kurzbericht zur Ver-

bändeanhörung zum Referentenentwurf eines 

Bundesteilhabegesetzes am 24.05.2016 in 

Berlin; Beitrag D22-2016 unter www.reha-recht.

de; 17.6.2016, S. 8.

22 Stellungnahme der Lebenshilfe Bundesvereini-

gung v. 18.05.2016, S. 15.

23 Siehe hierzu die Empfehlungen der Aus-

schüsse zum BTHG vom 13.09.2016 – BR-

Drs. 428/1/16.

24 Siehe hierzu im Einzelnen: Gegenäußerung der 

Bundesregierung vom 12.10.2016, S. 11 f., 

http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/

SharedDocs/Downloads/DE/AS/BTHG/Gege-

naeusserung_Bundesregierung_Stellungnah-

me_Bundesrat_BTHG.pdf;jsessionid=19E05EC2

32C845FD8B75CC91C54BC04C.1_cid351?__

blob=publicationFile&v=2.

25 Nebe/Waldenburger, Budget für Arbeit, S. 110 ff.

26 Dezidiert Nebe/Waldenburger, Budget für Arbeit, 

S. 170 ff.

27 Siehe hierzu die Anhörung im Bundesrat.

5 Weitere Informationen sind abrufbar unter http://

www.bundestag.de/mediathek, http://www.

bundesrat.de/DE/service/mediathek und http://

www.reha-recht.de/infothek/beitrag/artikel/erste-

lesung-zum-bundesteilhabegesetz.

6 Die Materialien zur Ausschusssitzung sind als 

Ausschussdrucksache 18(11)801 abrufbar unter 

http://www.bundestag.de/blob/478802/8143f8

9ef011cff143f5c4c991d95433/materialzusam-

menstellung-data.pdf.

7 Entsprechend dem vom BMAS veröffentlichten 

Zeitplan (Stand: Oktober 2016) https://www.

deutscher-verein.de/de/uploads/vam/2016/

dokumentationen/f-4483-16/f4483-16_rom-

bach.pdf.

8 Ein Überblick über die verschiedenen Modellpro-

jekte fi ndet sich in Nebe/Waldenburger, Budget 

für Arbeit, Forschungsprojekt im Auftrag des 

Integrationsamtes des Landschaftsverban-

des Rheinland, S. 95 ff., abrufbar unter http://

www.lvr.de/media/wwwlvrde/soziales/men-

schenmitbehinderung/arbeitundausbildung/do-

kumente_229/15_0456_Forschungsbericht_bar-

rierefrei.pdf.

9 Neben dem BfA gehörten hierzu z. B. die 

Unterstützte Beschäftigung oder die Initiative 

Inklusion.

10 Siehe hierzu die Empfehlung zu Art. 27 UN-BRK, 

in deutscher Übersetzung abrufbar unter http://

www.institut-fuer-menschenrechte.de/fi leadmin/

user_upload/PDF-Dateien/UN-Dokumente/

CRPD_Abschliessende_Bemerkungen_ueber_

den_ersten_Staatenbericht_Deutschlands_ENT-

WURF.pdf, S. 9.

11 Stand 12.08.2016, BR-Drs. 428/16.

12 Nebe/Waldenburger, Budget für Arbeit, S. 95 ff.

13 Kritisch hierzu: Hoffmann/Kohte: Formelle Anfor-

derungen an die Kündigung eines Werkstattver-

trags – Urteil des BAG vom 17.03.2015, 9 AZR 

994/13, Forum B, Beitrag B12-2015 unter www.

reha-recht.de; 08.10.2015.

14 Dazu ausführlich Nebe/Waldenburger, Budget für 

Arbeit, S. 41 ff., 68 ff. und 163 ff.

15 Siehe hierzu die Gröninger-Entscheidung des 

Ausschusses für die Rechte von Menschen 

mit Behinderungen vom 04.04.2014, Az.: 

CRPD/C/D/2/2010, in Deutsch abrufbar unter 

http://www.gemeinsam-einfach-machen.de/

SharedDocs/Downloads/DE/AS/UN_BRK/

Individualbeschwerde_Groeninger.pdf?__

FUSSNOTEN

1 Aktueller Stand: Gesetzentwurf der Bundes-

regierung v. 12.08.2016, BR-Drs. 428/16, 

abrufbar unter http://dipbt.bundestag.de/dip21/

brd/2016/0428-16.pdf.

2 Z. B. die Eingliederungshilfeverordnung oder die 

Frühförderverordnung, siehe hierzu Art. 21–24 

BTHG.

3 Siehe hierzu die Begründung zum BTHG, S. 208.

4 Der Referentenentwurf ist abrufbar unter http://

www.gemeinsam-einfach-machen.de/GEM/

DE/AS/Bundesteilhabegesetz/Gesetzentwurf_

BTHG; zuvor gelangte ein inoffi zieller Arbeitsent-

wurf vom 18.12.2015 in die Öffentlichkeit.
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prognostisch weiterhin ansteigen. Laut 
dem Benchmarking-Bericht der Bundesar-
beitsgemeinschaft der überörtlichen Sozi-
alhilfeträger (BAGüS) sind im Jahr 2014 im 
Arbeitsbereich der WfbM bundesweit rund 
270.000 Menschen beschäftigt, eine Stei-
gerung allein gegenüber dem vorherigen 
Jahr um 1,7 %. Rund 75% der Beschäftig-
ten weisen eine sogenannte geistige Behin-
derung auf, etwa 20% primär eine soge-
nannte psychische Behinderung.2

Die Beschäftigung in einer WfbM bie-
tet auf der einen Seite die Gelegenheit zur 
Teilhabe am Arbeitsleben für einen Perso-
nenkreis, der ohne dieses Angebot unter 
den derzeitigen rechtlichen und markt-
wirtschaftlichen Gegebenheiten nicht oder 
kaum am Arbeitsleben teilhaben könnte. 
Auf der anderen Seite stehen WfbM vor 

gleiche Recht von Menschen mit Behinde-
rungen auf Arbeit anzuerkennen. „Dies be-
inhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den 
Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdie-
nen, die in einem off enen, integrativen und 
für Menschen mit Behinderungen zugäng-
lichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei 
gewählt oder angenommen wird.“ (Art. 27 
UN-BRK)1 

Der Hauptbeschäftigungsort für Men-
schen mit einer so bezeichneten wesentli-
chen Behinderung im Sinne des derzeitig 
gültigen § 53 SGB XII (in Verbindung mit 
§ 2 SGB IX) – im § 99 SGB IX-RegE als er-
hebliche Teilhabeeinschränkung bezeich-
net – stellt die Werkstatt für behinderte 
Menschen (WfbM) dar. Die Zahl der Be-
schäftigten in den WfbM ist in den letzten 
Jahren kontinuierlich gestiegen und wird 

Alternativen zur WfbM 
im Lichte des 
Bundesteilhabegesetzes 
Was kommt auf die Träger der Eingliederungshilfe zu?

Von Dieter Schartmann

I. Einführung
Mit dem geplanten Bundesteilhabegesetz 
(BTHG) legt die Bundesregierung umfas-
sende Vorschläge zu Neuregelungen der 
Rehabilitation und Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen vor. Ein zentrales 
Anliegen ist es dabei, die UN-Behinder-
tenrechtskonvention umzusetzen, die So-
zialhilfe aus dem Fürsorgerecht herauszu-
lösen und in ein modernes Teilhaberecht 
zu überführen sowie die permanent stei-
genden Kosten in der Eingliederungshilfe 
zu dämpfen, um damit die Ausgabendy-
namik zu bremsen. Die Teilhabe am Ar-
beitsleben von Menschen mit Behinderun-
gen stellt einen wichtigen Schwerpunkt 
im BTHG dar. Mit Ratifi zierung der UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
verpfl ichten sich die Vertragsstaaten, das 
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Rentenversicherung) „neue Wege erprobt 
werden, um die Erwerbsfähigkeit von Men-
schen mit (drohender) Behinderungen zu 
erhalten und so Übergänge in die Einglie-
derungshilfe zu reduzieren“ (S. 2).7 Diese 
Programme sind jeweils mit 100 Mio. € pro 
Jahr für die Jahre 2018-2020 vorgesehen.

II. Das Budget für Arbeit
Mit dem Budget für Arbeit werden erfolgrei-
che Modellprojekte aus einzelnen Bundes-
ländern, zum Beispiel aus Rheinland-Pfalz, 
Hamburg oder auch Nordrhein-Westfalen 
aufgegriff en und einer gesetzlichen Nor-
mierung zugeführt. Nach § 61 SGB IX-RegE 
können Menschen mit Behinderungen, die 
Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich 
einer WfbM haben und denen ein sozialver-
sicherungspfl ichtiges Arbeitsverhältnis an-

bei öff entlichen und privaten Arbeitgebern 
im allgemeinen Arbeitsmarkt“.4

Im Regierungsentwurf des Bundesteilha-
begesetzes in der Fassung vom 28.06.2016 
wird in der Begründung (S. 195) ausge-
führt, dass mit dem BTHG die „Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben personen-
zentriert weiterentwickelt werden“.5 Dazu 
ist vorgesehen, ein „Budget für Arbeit“ (§ 
61 SGB IX – RegE) einzuführen sowie es 
zu ermöglichen, dass Werkstattleistungen 
auch durch andere Leistungsanbieter (§ 60 
SGB IX – RegE) erbracht werden können. 
Auf diese beiden neuen Regelungen wird 
im Weiteren eingegangen.6 

Darüber hinaus sollen durch „präventi-
ve Modellvorhaben“ in den Rechtskreisen 
des SGB II (Grundsicherung für Arbeits-
suchende) und des SGB VI (Gesetzliche 

allem wegen des ihnen zugeschriebenen 
segregierenden Charakters deutlich in 
der Kritik: in den abschließenden Bemer-
kungen des ersten Staatenberichts für 
Deutschland des UN-Fachausschusses äu-
ßert sich dieser im Jahr 2015 „besorgt über 
den Umstand, dass segregierte Behinder-
tenwerkstätten weder auf den Übergang 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereiten 
noch diesen Übergang fördern“ (Vereinte 
Nationen 2015, S. 9) 3 und empfi ehlt dem 
Vertragsstaat Deutschland, „durch entspre-
chende Vorschriften wirksam einen inklusi-
ven, mit dem Übereinkommen in Einklang 
stehenden Arbeitsmarkt zu schaff en, durch 
[ ], (b) die schrittweise Abschaff ung der Be-
hindertenwerkstätten durch sofort durch-
setzbare Ausstiegsstrategien und Zeitpläne 
sowie durch Anreize für die Beschäftigung 

Foto: Andi Weiland, www.gesellschaftsbilder.deProteste gegen das BTHG am 11.5.2016 in Berlin
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tungsberechtigten Menschen mit Behin-
derungen ermöglicht, nach einer Tätigkeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in eine 
WfbM zurückzukehren (z.B. bei Verlust 
des Arbeitsplatzes), gilt uneingeschränkt 
auch, wenn die Leistung bei einem ande-
ren Leistungsanbieter erbracht worden ist. 
Die Regelungen zu den anderen Leistungs-
anbietern sollen ebenfalls zum 01.01.2018 
in Kraft treten.

IV. Herausforderungen für die 
Träger der Eingliederungshilfe
Im Folgenden werden Fragestellungen he-
rausgearbeitet, die bei der Umsetzung der 
gesetzlichen Regelungen auf die künftigen 
Träger der Eingliederungshilfe zukommen 
werden. 
Zum Budget für Arbeit:
• Das Budget für Arbeit ermöglicht einen 

Lohnkostenzuschuss an den Arbeitge-
ber. Dauer und Umfang bestimmen sich 
nach den Umständen des Einzelfalls. 
Dies ist auf der einen Seite zu begrü-
ßen, weil es die notwendige Flexibilität 
für dieses Instrument mitbringt. Auf 
der anderen Seite erfordert dies auch, 

Richtlinien zu erlassen, nach denen das 
Verwaltungshandeln nachvollziehbar 
und vergleichbar wird. Woran orien-
tiert man sich bei der Bemessung des 
Umfangs des Budgets? Welche Krite-
rien werden dafür zugrunde gelegt? 
Wie kann die behinderungsbedingte 
„Leistungsminderung“ (so der Ausdruck 
im Regierungsentwurf) so gemessen 
werden, dass diese in einen Geldbetrag 

Ebenso zu kritisieren ist, dass keine Ver-
sicherungspfl icht in der Arbeitslosenversi-
cherung besteht. Somit bleiben Menschen 
mit Behinderungen Leistungen verwehrt, 
die Menschen ohne Behinderungen bei ei-
ner Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-
markt in Anspruch nehmen können (z.B. 
Weiterbildungsmaßnahmen nach dem SGB 
III).

III. Andere Leistungsanbieter
Für den Personenkreis, der Leistungen im 
Berufsbildungsbereich einer WfbM oder im 
Arbeitsbereich einer WfbM in Anspruch 
nehmen kann, können diese Leistungen 
nach § 60 SGB IX-RegE auch von einem 
anderen Leistungsanbieter erbracht wer-
den. Für andere Leistungsanbieter gelten 
nach Abs. 2 dieselben Vorschriften wie für 
WfbM, mit folgenden Ausnahmen:
• Sie bedürfen nicht der förmlichen Aner-

kennung.
• Sie müssen nicht über eine Mindest-

platzzahl und für die Erbringung der 
Leistungen in Werkstätten erforderliche 
räumliche und sächliche Ausstattung 
verfügen.

• Sie müssen nicht das umfängliche 
Angebot vorhalten wie eine WfbM, 
sondern können sich auf Teilaspekte 
beschränken und haben keine Aufnah-
meverpfl ichtung gegenüber Leistungs-
berechtigten.

Eine Verpfl ichtung des Leistungsträgers, 
Leistungen durch andere Leistungsan-
bieter zu ermöglichen, besteht allerdings 
nicht. Das „Rückkehrrecht“, welches leis-

geboten wird, die Leistungen zur Teilhabe 
als Budget für Arbeit in Anspruch nehmen. 
Voraussetzung ist, dass das Arbeitsverhält-
nis tarifvertraglich oder ortsüblich entlohnt 
wird.

Materiell umfasst das Budget für Arbeit 
zwei Komponenten: einen Lohnkostenzu-
schuss an den Arbeitgeber und die Unter-
stützung des Arbeitnehmers am Arbeits-
platz. Der Lohnkostenzuschuss beträgt bis 
zu 75% des vom Arbeitgeber regelmäßig 
gezahlten Arbeitsentgeltes8 – Dauer und 
Umfang der Leistungen bestimmen sich 
nach den Umständen des Einzelfalls. Durch 
Landesrecht kann von dem Prozentsatz 
nach oben hin abgewichen werden.

Die erforderliche Anleitung und Beglei-
tung am Arbeitsplatz kann nach § 61 Abs. 
4 SGB IX-RegE auch von mehreren Leis-
tungsberechtigten gemeinsam in Anspruch 
genommen werden. Es besteht nach Abs. 
5 allerdings keine Verpfl ichtung des Leis-
tungsträgers, Leistungen zur Beschäfti-
gung bei privaten oder öff entlichen Arbeit-
gebern zu ermöglichen.

Es ist darauf hinzuweisen, dass das Bud-
get für Arbeit sich ausschließlich an Men-
schen mit Behinderungen richtet, die sich 
im Arbeitsbereich einer WfbM befi nden 
– für Leistungen im Berufsbildungsbereich 
kommt hingegen nur ein persönliches Bud-
get in Frage, falls Leistungen nicht in einer 
WfbM in Anspruch genommen werden wol-
len. Die Regelungen zum Budget für Arbeit 
sollen zum 01.01.2018 in Kraft treten.

Zu kritisieren ist, dass das Budget für 
Arbeit nicht auch ein „Budget für Aus-
bildung“ umfasst. Nach vorliegenden Er-
fahrungen des Landschaftsverbandes 
Rheinland gelingt es mit der notwendigen 
Unterstützung einigen Menschen mit Be-
hinderung, aus dem Arbeitsbereich einer 
WfbM in ein Ausbildungsverhältnis auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt zu wechseln – 
eine Förderung dieser Form des Übergangs 
ist nach den jetzigen Regelungen mit dem 
Budget für Arbeit nicht möglich.

„Mit dem Budget für Arbeit sind neben der fi nanziellen 

Unterstützung des Arbeitgebers keine Beratungsleistungen 

an den Arbeitgeber vorgesehen. Diese sind aber dringend 

erforderlich.“
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SGB IX-RegE, nach dem das Integrati-
onsamt sich an dem Budget für Arbeit 
beteiligen kann.

• Ähnliches ist bezüglich der erforderli-
chen Anleitung und Unterstützung am 
Arbeitsplatz zu fragen. Es ist nicht nur 
zu begrüßen, sondern aus Sicht eines 
Arbeitgebers geradezu notwendig, 
dass diese Leistung auch von mehre-
ren Leistungsberechtigen gemeinsam 
in Anspruch genommen werden kann 
(das sog. „poolen“). Einem Arbeitge-
ber wäre es sicherlich nur schwerlich 
zuzumuten, wenn für unterschiedliche 
Leistungsberechtigte verschiedene 
Leistungsanbieter – auch nur vorüber-
gehend – im Betrieb präsent wären. 
Dies kann möglicherweise auch eine 
Einschränkung des Wunsch- und 
Wahlrechts des Menschen mit Be-
hinderung mit sich bringen. Hier ist 
eine Abwägung zwischen prinzipiell 
berechtigten Interessen vorzunehmen.
Zusätzlich ist problemverschärfend 
zu beachten, dass Betriebe nicht nur 
in Bezug auf das Budget für Arbeit, son-
dern auch im Rahmen ihrer Beschäf-
tigungspfl icht von schwerbehinderten 
Menschen mit Leistungserbringern (in 
der Regel Integrationsfachdiensten) 
zusammenarbeiten. Ein Lösungsansatz 
im Interesse der Arbeitgeber könnte 
in der gemeinsamen Beauftragung der 
Integrationsfachdienste liegen, die von 
ihrer Aufgabenstellung her als leis-
tungsträgerübergreifender Fachdienst 
im Betrieb die Anleitung und Unterstüt-
zung bündeln könnten.

Zu den „anderen 
Leistungsanbietern“
Auch in Bezug auf die anderen Leistungs-
anbieter ergibt sich eine Menge an Fragen.
• Andere Leistungsanbieter sollen alle 

Vorschriften erfüllen, die auch WfbM 
erfüllen. Die Ausnahmen sind ab-
schließend aufgezählt. So bedürfen sie 

damit in diesem Dreiecksverhältnis 
zielgerichtet und zeitnah die Leistungen 
an die richtige Stelle kommen.

• In diesem Zusammenhang ist festzustel-
len, dass mit dem Budget für Arbeit ne-
ben der fi nanziellen Unterstützung des 
Arbeitgebers keine Beratungsleistungen 
an den Arbeitgeber vorgesehen sind. 
Diese sind aber dringend erforderlich, 
um den Arbeitgeber bei der Beschäfti-
gung von Menschen mit Behinderungen 
zu unterstützen. Hier muss ein Weg 
gefunden werden, dies sicherzustellen.

• Durch die Einführung des Budgets für 

Arbeit wird der künftige Träger der 
Eingliederungshilfe mit Arbeitgebern 
des allgemeinen Arbeitsmarktes im 
Gespräch sein. Auch das Integrations-
amt ist dies im Rahmen seiner Aufga-
benstellung. Arbeitgeber wünschen sich 
aber in der Regel einen Ansprechpart-
ner, mit dem sie ihre Angelegenheiten 
klären können. Es wird Arbeitgebern 
nur schwer zu vermitteln sein, warum 
der Träger der Eingliederungshilfe für 
Menschen mit einer erheblichen Teilha-
beeinschränkung und das Integrations-
amt für schwerbehinderte Menschen 
zuständig ist. Hier wird es erforderlich 
sein, dass zwischen dem Träger der 
Eingliederungshilfe und dem Integrati-
onsamt tragfähige Regeln abgestimmt 
werden, wer mit welchem Auftrag für 
welche Zielgruppe als Ansprechpartner 
für Arbeitgeber auftritt. Einen Ansatz-
punkt dafür bietet § 185 Abs. 3 Nr. 6 

überführt werden kann? Ähnliche Fra-
gen sind für die Dauer der Leistungsge-
währung zu stellen. Ist das Budget für 
Arbeit auch als unbefristete Dauerleis-
tung denkbar, weil die behinderungs-
bedingte „Leistungsminderung“ ja 
nicht einfach so verschwindet, sondern 
eben auch dauerhaft ist? Private und 
öff entliche Arbeitgeber wünschen sich 
aller Erfahrung nach in ihrer Personal-
politik verlässliche Planungsgrundlagen 
– auf eine kurzfristige Förderung mit 
unsicherer Perspektive werden sie sich 
ungern einlassen. 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zu-
sammenhang, dass auch das Integrati-
onsamt bereits jetzt als begleitende Hil-
fe im Arbeitsleben dauerhaft Zuschüsse 
an Arbeitgeber im Rahmen der Leis-
tungen bei außergewöhnlichen Belas-
tungen (§ 27 SchwbAV) zahlt.9 Es darf 
keine Konkurrenzsituation zwischen 
dem Integrationsamt und dem künfti-
gen Träger der Eingliederungshilfe um 
die Arbeitsplätze bei Arbeitgebern des 
allgemeinen Arbeitsmarktes entstehen, 
die dann ggfs. über die unterschied-
lichen Höhen der Förderleistungen 
entschieden werden. 

• Dann ist zu klären, mit wem der Träger 
der Eingliederungshilfe den Budgetum-
fang und die Budgetdauer zu verhan-
deln hat. Leistungsberechtigt ist der 
Mensch mit Behinderungen, gezahlt 
wird an den Arbeitgeber. Hier sind ent-
sprechende Vorkehrungen zu treff en, 

„Wichtig ist, dass sich die Klärung der offenen Fragen immer 

wieder an den Vorgaben der UN-BRK messen lassen muss.“
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FUSSNOTEN

1 Vereinte Nationen (2006): Übereinkommen der 

Vereinten Nationen über die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen. Zwischen Deutsch-

land, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz 

abgestimmte Übersetzung der Convention on 

the Rights of Persons with Disabilities von 2006.

2 BAGüS (2016): Kennzahlenbericht Eingliederungs-

hilfe der überörtlichen Träger der Sozialhilfe, 

http://www.lwl.org/spur-download/bag/2016-

02-02-bericht2014.pdf,  zuletzt abgerufen am 

14.11.2016

3 Vereinte Nationen (2015): Abschließende 

Bemerkungen über den ersten Staatenbe-

richt Deutschlands. Staatenberichtsprüfung. 

Online verfügbar unter http://www.institut-fuer-

menschenrechte.de/fi leadmin/user_upload/

PDF-Dateien/UN-Dokumente/CRPD_Abschlies-

sende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_Staa-

tenbericht_Deutschlands_ENTWURF.pdf, zuletzt 

geprüft am 14.11.2016

4 Ebd.

5 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2016): 

Gesetzentwurf Bundesteilhabegesetz – BTHG, 

Bearbeitungsstand 28.06.2016

6 Weitere diskussionswürdige Aspekte im Zusam-

menhang mit der Teilhabe am Arbeitsleben (z.B. 

rund um das Thema „Mindestmaß an verwert-

barer Arbeitsleistung“ oder „Leistungsberech-

tiger Personenkreis“) können hier nicht verfolgt 

werden.

7 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2016): 

Gesetzentwurf Bundesteilhabegesetz – BTHG, 

Bearbeitungsstand 28.06.2016

8 Höchstens jedoch 40% der monatlichen Bezugs-

größe nach § 18 Abs. 1 SGB IV

9 Ebenso wie die Agentur für Arbeit oder die 

Rentenversicherung einen  - allerdings zeitlich 

befristeten – Lohnkostenzuschuss zahlen kann.

und Mitwirkungsrechte bei „anderen 
Leistungsanbietern“ umgesetzt werden 
sollen, wenn fünf oder weniger Wahlbe-
rechtigte bei einem „anderen Leistungs-
anbieter“ beschäftigt sind.

• Darüber hinaus ist zu erwarten, dass 
sich durch die „anderen Leistungsan-
bieter“ ein „neuer Markt“ entwickeln 
wird. Dies ist selbstverständlich zu be-
grüßen, wenn das Wunsch- und Wahl-
recht des Menschen mit Behinderungen 
durch die Schaff ung von Wahlalternati-
ven gestärkt wird. Es ist jedoch streng 
darauf zu achten, dass diese neuen 
Angebote nicht ausschließlich auf der 
Basis einer marktwirtschaftlichen Logik 
unter einer ökonomischen Perspektive 
umgesetzt werden, sondern sich an 
qualitativen Aspekten orientieren.

Die aufgeworfenen Fragen sind nur bei-
spielhaft aufgeführt, es werden sich wei-
tere im Rahmen der Diskussion des BTHG 
ergeben. Von Bedeutung ist aber, dass sich 
die Klärung derartiger Herausforderun-
gen immer wieder an den Vorgaben der 
UN-BRK messen lassen muss, soweit es im 
Rahmen des BTHG möglich ist.

Der Beitrag ist eine überarbeitete Fassunfg des 

Fachbeitrags D56-2016 im Diskussionsforum Reha- 

und Teilhaberecht, www.reha-recht.de

keiner förmlichen Anerkennung. Ist der 
Träger der Eingliederungshilfe zustän-
diger Leistungsträger, so hat er dann 
eine Vereinbarung nach Teil 2 SGB 
IX-RegE mit dem Leistungsanbieter 
zu treff en. Diese ist so zu entwickeln, 
dass ein Mensch mit Behinderungen, 
der die Leistungen bei einem anderen 
Leistungsanbieter in Anspruch nimmt, 
qualitativ und quantitativ vergleichbare 
Leistungen wie in einer WfbM erhält. 
Dazu müssen die qualitativen Standards 
der WfbM-Leistungen entsprechend 
formuliert werden, denn nur dann kann 
man diese in eine Vereinbarung mit den 
anderen Leistungsanbietern überfüh-
ren.

• Andere Anbieter können ihr Angebot 
auf den Berufsbildungs- oder den Ar-
beitsbereich oder Teile davon beschrän-
ken. Bedeutet das, dass Menschen mit 
Behinderungen die Leistungsanteile, 
die sie nicht bei anderen Leistungs-
anbietern in Anspruch nehmen, dann 
bei einer WfbM in Anspruch nehmen 
können? Oder sogar bei einem Dritten 
Leistungsanbieter? Würde dies dann 
bedeuten, dass die Leistungen modula-
risiert erbracht werden können? Und 
wie würden diese dann verpreislicht 
werden?

• Wie soll die Mitwirkung der Men-
schen mit Behinderungen bei anderen 
Leistungsanbietern geregelt werden? 
Im Rahmen der parlamentarischen 
Beratungen ist zwar auf die Kritik 
reagiert worden, dass Menschen mit 
Behinderungen bei einer Beschäftigung 
bei „anderen Leistungsanbietern“ über 
gar keine Selbstvertretung verfügen; 
nunmehr ist vorgesehen, dass bei mehr 
als fünf Wahlberechtigten eine Selbst-
vertretung gewählt werden kann. Es 
wird jedoch keine Aussage darüber 
getroff en, wie die Mitbestimmungs- 

Kontakt und nähere Informationen

Dr. Dieter Schartmann

Telefon: 0221 809-6881, Telefax: 0221 8284-1630

E-Mail: dieter.schartmann@lvr.de

Dr. Dieter Schartmann
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Tische wischen – das ist ja auch irgendwie 
naja – und dann war das  so, dass ich mich 
da einfach reingestürzt habe, weil ich von 
Herrn Eitz (Leitung der Tagesstätte) und 
Frau von Jarmersted (Mitarbeiterin „Auf 
Achse“) so toll unterstützt wurde. Aber 
meine Gefühle waren sehr durcheinander 
und gar nicht so wie ich das eigentlich ken-
ne, dass ich weiß was ich mache. 

Claudia Bombis: Bei uns war es ähn-
lich. Die ersten Gespräche sind mit un-
serem Chef Tierpfl eger und mit Frau von 
Jarmersted geführt worden und  ich bin 
dann  langsam  involviert worden. Bei uns 
war es auch so: O je, was können wir denn 
machen „lassen“? Da waren wir alle, ich 
auch, ein bisschen skeptisch. Aber rein 
theoretisch muss man nur einfach mal 
ein bisschen über den Tellerrand hinaus-
schauen. Wir haben langsam aber sicher 
herausgefunden, dass es ja noch so viel 
auch außerhalb des Geheges für die Be-
schäftigen zu tun gibt. Und dann sind die 
Ideen im Gespräch gewachsen. Das haben 
wir im Laufe der 4 ½  Jahre, die wir jetzt 
zusammen arbeiten, gelernt, dass man 
Stück für Stück immer ein bisschen mehr 
über den Tellerrand hinaus guckt und 
sieht, wo die Beschäftigten uns unterstüt-
zen können. 

Wibke Juterczenka: Gerade waren 
Schulferien, sechs Wochen, und das hieß 
auch für die Beschäftigten der Tagesstätte 
Roter Hahn „schulfrei“ oder besser gesagt 
„arbeitsfrei“. Ein Beschäftigter hat die Mit-
arbeiter_innen jeden Dienstag gefragt, ob 
sie denn jetzt in die Schule arbeiten gehen. 
Wie erlebst du die Beschäftigten bei der Ar-
beit? 

Doch was motiviert Betriebe dazu eine 
Kooperation mit „Auf Achse“ einzugehen? 
Welche Chancen bzw. Bedenken existie-
ren? Alena Venema, Studentin Systement-
wicklung Inklusion an der Evangelischen 
Hochschule Darmstadt, geht diesen Fragen 
in ihrer Masterarbeit auf den Grund. Den 
Startschuss hierfür bildete das folgende 
Interview mit zwei Auf Achse Auftraggebe-
rinnen, das im Rahmen des Fachvortrag-
programms des jährlichen Markplatzes des 
Netzwerkes Arbeit Hamburger Tagesstät-
ten (NAHT) am 28.9.2016 geführt wurde. 
Wibke Juterczenka (Leitung von Auf Achse 
bei Leben mit Behinderung Hamburg) hat 
bei Karen Betz (Ganztagskoordinatorin 
Schule Redder, Sasel) und Claudia Bombis 
(Assistenz Zoomanagement Tierpark Ha-
genbeck) nachgefragt und spannende Ant-
worten erhalten:

Wibke Juterczenka: Menschen mit ho-
hem Unterstützungsbedarf sind, wie wir 
wissen, nach wie vor, fast gar nicht im all-
gemeinen Arbeitsleben eingebunden und 
präsent. Und auch im alltäglichen, gesell-
schaftlichen Leben gibt es wenig Berüh-
rungspunkte und Begegnungen. Wenn ihr 
euch an den Start der Arbeitsangebote zu-
rückerinnert, was ging euch da durch den 
Kopf? Hattet ihr Erwartungen, Vorstellun-
gen, vielleicht Bedenken?

Karen Betz: Für mich war alles dabei. 
Ich war sehr neugierig, hatte ganz große 
Lust auf diese Kooperation. Ich habe mir 
dann alles Mögliche vorgestellt und auch 
ein bisschen Angst bekommen, dass ich das 
gar nicht leisten kann. Wir leben in einer 
Gesellschaft, in der wir alles toll und schön 
und super machen müssen. So‘n bisschen 

„Auf Achse“
Arbeitsangebote aus Auftraggeber_innen-Perspektive

Von Wibke Juterczenka und Alena Venema

Leben mit Behinderung Hamburg er-
möglicht mit „Auf Achse“ seit 2010 
Menschen mit schwerer oder mehr-
facher Behinderung die Teilhabe an 
Orten des regulären Arbeitslebens 
außerhalb von Einrichtungen der 
Behindertenhilfe. Das Angebot rich-
tet sich an Personen, die aufgrund 
§ 136 Abs. 2 SGB IX wegen ihres 
komplexen Unterstützungsbedarfs 
nicht in Werkstätten für behinderte 
Menschen arbeiten können und in 
Tagesstätten beschäftigt sind. In 
Unternehmen, Schulen, Vereinen 
oder anderen sozialen Einrichtun-
gen werden stundenweise vielfältige 
Tätigkeiten ausgeübt. Inzwischen 
gehen ca. 110 Beschäftigte von den 
10 verschiedenen Tagesstättens-
tandorten in Hamburg regelmäßig 
Auf Achse. Zu den Aufgaben zählen 
unter anderem Blumen ausliefern, 
Akten vernichten oder Geländepfl e-
ge. Dabei wird stets darauf geachtet, 
dass die Tätigkeiten den individuel-
len Interessen und Fähigkeiten der 
Beschäftigten entsprechen und für 
den Auftraggeber einen tatsächli-
chen Nutzen haben – beide Seiten 
profi tieren von der Kooperation. 
Bei der Ausübung der Tätigkeiten 
werden die Beschäftigten dauerhaft 
von pädagogischen Mitarbeiter_in-
nen begleitet, da viele von ihnen auf 
umfangreiche Unterstützung in allen 
Lebensbereichen angewiesen sind. 
Diese agieren als „Brückenbauer_in-
nen“ zwischen den Beschäftigten 
und den Betrieben. 
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nicht gerechnet haben, die auch gar nicht 
unser Ziel waren. Wir haben zum Beispiel 
im Orang-Utan-Haus die Auszeichnung von 
„Auf Achse“ mit dem Preis der Deutschen 
heilpädagogischen Gesellschaft feiern kön-
nen. Das war eine besondere Atmosphäre. 
Und die Auszubildenden des ersten Lehr-
jahrs von Hagenbeck kommen einmal im 
Jahr in die Tagesstätte Ilse Wilms, um dort 
einen Vormittag zu hospitieren. Wie schätzt 
du deinerseits die Bedeutung und den Nut-
zen von „Auf Achse“ für den Tierpark ein? 

Claudia Bombis: Ja, wie ich vorhin 
schon sagte. Das ist auch für uns Neuland. 
Und wir sind dabei über den Tellerrand 
hinaus zu schauen, um solche Kooperatio-
nen machen zu können. Bis jetzt haben wir 
Menschen mit Behinderung nur als Besu-
cher gesehen: „Was können wir da tun, wie 
weit sind wir mit unserem Angebot?“ Aber 
dann haben wir gemerkt, man kann das ja 
auch genauso gut von der anderen Seite 
betrachten: Nicht als Besucher, sondern als 
Beschäftige mit Behinderung. Ich glaube, 

geht – kein Witz - die denken dann nämlich: 
„Oh jetzt gibt es Futter!“ Was glaubst du, 
welche Bedeutung haben die Arbeitsange-
bote für die Beschäftigten? 

Claudia Bombis: Ich glaube genau das 
ist es: Dass sie eben dazu gehören. Als ich 
angefangen habe, bei Hagenbeck  zu arbei-
ten und die grüne Dienstkleidung das erste 
Mal getragen habe,  dachte ich:  Toll, jetzt 
bin ich auch ein Hagenbecker. Die Beschäf-
tigten gehören nun zum Team des Tier-
parks Hagenbeck. Und selbst das eine oder 
andere Tier sieht es, riecht es und „denkt“: 
„Da gibt es jetzt Futter“. Auch die machen 
keine Unterschiede. Und ich glaube das 
bereitet den Beschäftigten sehr viel Spaß 
das zu sehen. Das ist ja auch ein Stück weit 
eine Bestätigung, dass sie es richtig und gut 
machen. 

Wibke Juterczenka: Inzwischen ist 
es so, dass neben dem eigentlichen Ko-
operationsinhalt, also der Gestaltung der 
Arbeitsangebote, vielfältige Nebeneff ekte 
entstehen, mit denen wir zu Beginn gar 

Karen Betz: Ja ich bin ganz begeistert. 
Die Beschäftigten darf man auch nicht stö-
ren. Manchmal, wenn man  kommt und gu-
ten Tag sagen möchte, dann ist das schon 
fast so: „Hallo ist gut. Wir wollen hier arbei-
ten“. Die Beschäftigten haben auch Freude 
mit den Kindern Kontakt aufzunehmen. 
Man erlebt sie ganz entspannt. Wir wa-
ren natürlich in Sorge, was passiert denn, 
wenn die Kinder und die Beschäftigten 
aufeinander treff en? Aber das ist so har-
monisch geworden. Es gehört dazu und ist 
richtig eine Normalität und das ist einfach 
schön zu sehen. Ja und die Beschäftigten 
machen das sehr sorgfältig und ordentlich. 
Es ist wirklich eine sehr gewissenhafte Sa-
che. Sie haben ihre Struktur und ich glaube 
das ist für sie auch was ganz wichtiges und 
sehr wertvolles. 

Wibke Juterczenka: Im Tierpark tragen 
alle Tierpfl eger_innen grüne Hosen, auch 
die Tagesstättenbeschäftigten inzwischen. 
Das kann schon mal zu Irritationen führen, 
wenn die Gruppe z.B. an den Bären vorbei 

Jeden Mittwoch fahren sechs Beschäftigte einer Tagesstätte in den Tierpark Hagenbeck. Ihre Aufgaben umfassen das Reinigen der 

Mara-Hütten und das Füttern ihrer Bewohner...
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nen Hosen nicht geantwortet haben. Unsere 
Mitarbeiter_innen haben gelernt: „Mensch 
wir müssen uns damit auseinander setzen, 
was bei den Auftraggeber_innen passiert, 
wenn wir dazu gehören und uns dort im 
Park so selbstverständlich bewegen“. Wel-
che Reaktionen und Rückmeldungen von 
Besucher_innen oder auch Mitarbeitern_in-
nen im Park bekommt ihr zu „Auf Achse“ 
oder zu der Truppe?

Claudia Bombis: Wenn man nichts hört 
ist das erstmal was Gutes. Ich weiß z. B., 
dass unsere E-Mail-Adresse sonst gerne 
bombardiert wird, wenn unseren Besu-
chern etwas nicht gefällt. Und dass die 
Besucher_innen den Beschäftigten Fragen 
stellen und auf sie zugehen ist für mich das 
beste Beispiel, dass sie einfach dazu gehö-
ren. Und Mitarbeiter_innen, Kollegen_in-
nen: Am Anfang waren die natürlich ge-
nauso skeptisch. Aber jetzt freuen sie sich 
auf die Beschäftigten. Wir haben ja auch 
eine Kontinuität in den Revieren. D.h. oft 
ist sind es die gleichen Tierpfl eger_innen, 

Inklusion mit sonderpädagogischem För-
derbedarf betreut werden. Dabei handelt 
es sich um ein Mädchen mit Hörschädigung 
und einen Jungen mit Mukoviszidose. Das 
fällt erstmal so überhaupt nicht auf. Und es 
ist der Nutzen vielleicht für die Gesellschaft 
zu sensibilisieren und zu sagen: „Die gibt es 
auch und die sind auch ganz normal“. Aber 
so einen großen Nutzen… Ich hab da noch 
nicht so ne große Vision was da irgendwie 
bei raus kommen soll. Ich freu mich ein-
fach darüber, dass die Kinder die Beschäf-
tigten so akzeptieren.

Wibke Juterczenka: Das ist schon ne 
Menge, fi nde ich! Die schon erwähnten grü-
nen Hosen, haben auch für die Tierpark-
besucher eine eindeutige Signalwirkung. 
Beispielsweise als das Eismeer gerade ge-
baut wurde und die Besucher schon ganz 
neugierig waren. Da wurden unsere Mit-
arbeiter_innen und auch die Beschäftigten 
öfter angesprochen: „Wann öff net denn das 
Eismeer?“ Besucher haben sich manchmal 
gewundert, dass die Menschen in den grü-

dass tut uns in unseren manchmal „festen“ 
Strukturen gut, mal wirklich wieder die 
Augen auf zu machen. Die Welt dreht sich 
weiter. Mach da mit!

Wibke Juterczenka: Welche Chancen und 
Nebeneff ekte siehst du in der Schule? Denn 
auch da ging es weiter. Wir haben in diesem 
Jahr unsere Akquise-Fortbildung für die pä-
dagogischen Mitarbeiter_innen in der Schu-
le stattfi nden lassen können. Und da hatten 
wir auch die Möglichkeit dich in die Fortbil-
dung einzuladen, dass du aus deiner Sicht 
ein bisschen was erzählst. Welchen Nutzen 
siehst du für deine Schule?

Karen Betz: Dass man sich wahrnimmt. 
Der Rote Hahn ist ungefähr 100 Meter von 
der Schule entfernt und ganz wenigen nur 
bekannt. Wir als Schule sind ja sehr prä-
sent, so teilen wir mit ihnen diese Präsenz. 
Aber der Nutzen ist immer schwierig zu sa-
gen. Für mich war wichtig, dass die Kinder 
ein bisschen sensibilisiert werden, dafür 
was in ihrer Umwelt stattfi ndet. An unserer 
Schule gibt es nur zwei Kinder, die durch 

... Heu schreddern für die Strauße und das Reinigen der Informationstafeln, In der Tagesstätte werden außerdem einmal wöchentlich 

Futter-Pellets in Kartons gefüllt.
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können wir machen?“ Wenn wir merken, 
irgendwas läuft gerade nicht so rund, re-
agieren wir und reden gemeinsam drüber. 
Die Tagesstätten unterstützen einen sehr. 
Das ist eine große Erleichterung gewesen 
und das möchte ich auch nochmal sagen, 
um Mut zu machen eine Kooperation ein-
zugehen.

Claudia Bombis: Da kann ich mich nur 
anschließen. Auch bei uns lief das so, dass 
wir hervorragende Vorarbeit hatten. Und 
ebenso wichtig ist auch das Gespräch, dass 
man sich auch immer mal „zwischendurch“ 
zusammensetzt. Wobei der Tagesablauf bei 
uns fast ein Selbstgänger ist, denn  die Mit-
arbeiter_innen der Tagesstätte vor Ort sind 
eine große Unterstützung. Da möchte ich 
auch nochmal unseren Dank aussprechen: 
Die machen das erst „wirklich“ möglich. 
Was die leisten, fi nde ich total toll. Wichtig 
ist aber auch sich selbst Zeit zu lassen, um 
zu schauen was geht wirklich und was geht 
nicht, bzw. wie machen wir es anders, da-
mit es dann funktionieren kann. Ich kann 
nur sagen: Es ist möglich! Man muss es nur 
mal ausprobieren! Da sind wirklich keine 
großen Hürden da. Einfach machen!

schrie, haben wir das erstmal beobachtet. 
Aber es hat doch die kleinen Vorschüler in 
Angst versetzt. Manche Eltern haben dann 
nachgefragt und wir haben erklärt, was 
da los ist und warum das so ist. Wir haben 
uns dann aber mit der Tagesstätte zusam-
mengesetzt und sagen müssen: „Das geht 
nicht!“. Wir haben daher vereinbart, dass 
für diese Beschäftigte ein neues Angebot 
gesucht werden muss. Das ist auf der ei-
nen Seite schade, aber wir müssen ja auch 
gucken, dass sich alle wohl fühlen und das 
war dann nicht mehr gegeben. 

Wibke Juterczenka: Beide Kooperati-
onen gibt es inzwischen schon eine ganze 
Weile. Im Tierpark mittlerweile seit 4 ½  
Jahren, in der Schule seit 2 ½ Jahren. Aus 
eurer Sicht: Was braucht ihr als Betrieb 
oder als soziale Einrichtung, damit ihr so 
eine Kooperation eingehen könnt? Was hat 
dazu beigetragen, dass die Arbeitsangebote  
schon so lange bei euch bestehen?

Karen Betz: Wir brauchten gar nichts. 
Das hat alles die wunderbare Tagesstät-
te gemacht. Wir haben eigentlich nur die 
Räume zur Verfügung gestellt. Die Tages-
stätte hat geschaut: „Was braucht ihr? Was 

die da sind. Es wird sich gegenseitig nett 
begrüßt und natürlich werden die Beschäf-
tigten auch erwartet, denn sie gehören ja 
zum Ablauf des Arbeitstages dazu. Es ist 
ein kollegiales Miteinander.

Wibke Juterczenka: In der Schule gibt 
es andere Kontakte. Dort treff en die Be-
schäftigten auf Lehrer_innen und Schü-
ler_innen. Und die Schüler_innen erzählen 
auch manchmal zu Hause von ihren Begeg-
nungen mit den Beschäftigten in der Schul-
kantine. Welche Reaktionen und Rückmel-
dungen von Kollegen_innen, Schüler_innen  
usw. gab oder gibt es und wie geht ihr damit 
um?

Karen Betz: Die Kollegen_innen sind 
da off en ran gegangen. Die Kinder haben 
Kontakt aufgenommen, indem sie angefan-
gen haben jeden Tag die Beschäftigten zu 
begrüßen. Und sie haben für die Beschäf-
tigten Tischsets gebastelt. Wir haben die 
Beschäftigten dann nachmittags zu einer 
Gesprächsrunde eingeladen und konnten 
einfach mal Fragen stellen. Die Eltern wa-
ren erstmal so gar nicht involviert. Die ha-
ben wir  nur informiert. Als es dann so war, 
dass eine Beschäftigte immer sehr laut 

Wöchentlicher Arbeitsbesuch in einer Grundschule: Tische reinigen und Akten schreddern, anschließend wird gemeinsam 

mit Schüler_innen und Lehrer_innen gegessen.

Fotos: LmBHH
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verbracht wird, die sich Auftraggeber_in-
nen nehmen. Im Tierpark arbeiten wir zum 
Beispiel oft mit Tierpfl egern vor Ort zusam-
men. In der Schule bekommen die Beschäf-
tigten ein Mittagessen, das sie gemeinsam 
mit den Schüler_innen in der Kantine ein-
nehmen. An den meisten Stellen ist es so, 
dass es sich nicht in Geld umrechnen ließe. 
Aber es ist spannend wie sich das entwi-
ckelt, weil die Gegebenheiten vor Ort und 
gerade die Beziehungen zu den Menschen 
so gut sind, dass sich eben doch messbare 
Leistung entwickelt. Und dann muss man 
nach einer Weile gucken, was man damit 
macht. Aber an dem Punkt sind wir noch 
nicht. Am Wichtigsten ist momentan für 
alle Beteiligten, dass „Auf Achse“ mittler-
weile zu einem Medium geworden ist, das 
Menschen und Welten miteinander verbin-
det, die bisher gar keine Berührungspunk-
te hatten.

stoßen. In der ganzen Euphorie muss man 
die Bedürfnisse der einzelnen Menschen 
auch wahrnehmen und sensibel gucken: 
„Was passiert eigentlich mit dem Anderen, 
wenn man in seinen Arbeitsbereich ein-
dringt?“ 

Wibke Juterczenka: Vielen Dank! Wenn 
es jetzt noch Fragen ihrerseits gibt, raus da-
mit.

Dame aus dem Publikum: Ich würde 
mich auch gerne den beiden Damen an-
schließen. Wir sind auch Kooperations-
partner. Was mir aber noch ganz wichtig 
ist zu sagen: Die Beschäftigten nehmen mir 
persönlich ganz viel Arbeit ab und ich freue 
mich jeden Tag auf diese wunderbare Ab-
wechslung, wenn die Beschäftigten kom-
men. Und es macht einfach nur Spaß aus 
dem Alltagsstress raus zu kommen.

Herr aus dem Publikum: Wie sind denn 
die Kontakte entstanden? Ist die Tagesstätte 
auf die Betriebe zugegangen oder  gab es 
da Veranstaltungen? Wie hat sich das ent-
wickelt?

Karen Betz: Bei uns war das so: In 
Hamburg gibt es regionale Bildungskon-
ferenzen, wo die Behörde festlegt, dass 
die Stadtteile sich vernetzten. Auf so ei-
ner regionalen Bildungskonferenz saß ich 
mit Herrn Eitz (Leitung der Tagesstätte) 
irgendwann in einer Runde und fand das 
ganz spannend was er so erzählt hat. Ich 
hab die Tagesstätte im Grunde erst dann 
wahrgenommen. Und von da ab, ging es 
darum zu gucken wie man sich vernetzten 
kann. 

Wibke Juterczenka: Häufi g ist es aber 
richtige Kaltakquise oder über persönliche 
Kontakte entsteht eine Kooperation. Da 
kennt einer jemanden, der einen kennt…
So läuft das.

Mann aus dem Publikum: Wenn sie von 
Arbeit sprechen, können sie auch von Lohn 
sprechen?

Wibke Juterczenka: Es ist ja so, dass für 
den Tagesförderstättenbereich überhaupt 
kein Lohn oder Anerkennung vorgesehen 
ist. Und das ist im Moment auch unsere 
Basis - tatsächlich. Wir versuchen aber an 
jeder Stelle eine individuelle Anerkennung  
zu vereinbaren, die der Beschäftigte ver-
steht und die Auftraggeber_innen leisten 
kann. Das kann sehr unterschiedlich sein 
und meistens ist das Zeit, die miteinander 

Wibke Juterczenka: Wenn ihr jetzt ver-
gleicht wie das Arbeitsangebot zu Beginn 
aussah und wie es heute umgesetzt wird. 
Wie hat sich das Arbeitsangebot weiterent-
wickelt bzw. eure oder auch die Einstellung 
eurer Kollegen in den letzten Jahren? Seht 
ihr da eine Veränderung? 

Claudia Bombis: Es ist gleichbleibend 
gut und besser. Die Aufgabenfelder stei-
gern sich  mit den Jahren. Man fi ndet im-
mer noch eine Nische. Wir haben angefan-
gen mit dem Reinigen der Hinweisschilder 
für die Besucher im Park und wir sind jetzt 
soweit die Mara Häuser zu reinigen und 
das Futter, welches dann in die Häuser aus-
gelegt wird, vorzubereiten.  Und wir haben 
die Futter-Pellets, die in der Tagesstätte – 
also quasi im Home-Offi  ce – in unsere Kar-
tons abgepackt werden. Dann wird das Heu 
und Stroh für die Strauße gehäckselt. Es ist 
wirklich so viel da und machbar! Vor allem 
aber ist die Gruppe zuverlässig. Bei Wind 
und Wetter, es ist ja nun mal eine „Drau-
ßenarbeit“. Egal was „von oben“ kommt, 
sie sind da!

Wibke Juterczenka: Die Tagesstätte Ilse 
Wilms ist seit Mai 2012 im Tierpark tätig 
und das Arbeitsangebot ist erst einmal aus-
gefallen. Und das lag daran, weil die Bat-
terie des Busses nicht aufgeladen war. Das 
zeigt wie zuverlässig diese Gruppe ist und 
dass man sich auf sie verlassen kann. 

Karen Betz: Wir haben auch für Ende 
Oktober ein Treff en angesetzt, um zu 
schauen wie wir noch mehr Beschäftigte an 
der Schule unterbringen können. Wir ha-
ben überlegt, in Richtung Gartenarbeit zu 
gehen. All diese Geschichten müssen auch 
gemacht werden und wenn wir da Unter-
stützung haben, wäre das großartig.

Wibke Juterczenka: Vielleicht noch kurz 
bevor wir den Zuhörern die Chance geben 
Fragen zu stellen. Habt ihr noch Ergänzun-
gen. Irgendetwas was ich jetzt vergessen 
habe? Oder etwas, dass ihr abschließend 
sagen möchtet?

Karen Betz: Ja mir ist eingefallen, dass 
am Anfang die Mitarbeiter_innen bei uns in 
der Küche ein bisschen Angst hatten, dass 
die Beschäftigten vom Roten Hahn ihnen 
jetzt die Arbeit wegnehmen. Und reagier-
ten doch ein bisschen empfi ndlich, was ich 
am Anfang gar nicht verstanden habe. Im 
Gespräch sind wir dann auf die Ursache ge-

Kontakt und nähere Informationen

Mail: Alena.Venema@gmx.de
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Beteiligten einig. Auch die Mitarbeiter der 
Behörde für Arbeit, Familie, Soziales und 
Integration (BASFI), hatten sich mit dem 
Thema der nutzergesteuerten Evaluation 
schon länger beschäftigt. Vor und Nachtei-
le der Entwicklung einer eigenen Methodik 
wurden also gegen jene des nueva Part-
nerschaftsmodells abgewogen. So sah man 
im Partnerschaftsmodell den Vorteil einer 
raschen Umsetzung. Außerdem reizte die 
Möglichkeit, in einem länderübergreifen-
den Netzwerk aktiv mitzugestalten. 

Doch was ist eigentlich nueva?
nueva bedeutet: Nutzerinnen und Nutzer 
evaluieren. Menschen mit Lernschwierig-
keiten und Behinderungen werden zu Eva-
luatorinnen und Evaluatoren ausgebildet 
und führen Befragungen durch.

ten beauftragt, oder die Einrichtungen be-
fragten ihre Nutzerinnen und Nutzer selbst“. 
Der Aussagewert dieser Umfragen blieb un-
befriedigend. Doch zufrieden gaben sich die 
Hamburger damit nicht und machten sich 
auf die Suche nach einem besseren Weg. 

Aha-Erlebnis 
Fündig wurde man 2013 in Berlin, wo es ei-
nen nueva Standort gab. Im Februar 2013 
reiste daher eine 13-köpfi ge Gruppe aus 
Hamburg in die Bundeshauptstadt, um das 
nueva Konzept und seine praktische Um-
setzung kennenzulernen. Mit dabei waren 
auch Mitarbeiter des Hamburger Amtes 
für Soziales, Vertreter von Trägern der Be-
hinderteneinrichtungen und natürlich der 
LAG. „nueva Berlin war für alle Beteiligten 
ein richtiges Aha-Erlebnis“, waren sich die 

„Mutig, stark und 
unabhängig“
Das Projekt „nueva“

Von Eva Bucht und Delia Ramcke

In Hamburg ließen sich 11 Perso-
nen mit Lernschwierigkeiten und 
Behinderungen zu nueva Evaluato-
rinnen und Evaluatoren ausbilden. 
Nun steht der Start ins Berufsleben 
unmittelbar bevor. Ein Rückblick auf 
eine Geschichte, die Mut macht ...

Das Hamburgische Wohn- und Betreuungs-
qualitätsgesetz ist ganz klar: Es verpfl ichtet 
Wohn- und Betreuungseinrichtungen für 
Menschen mit Behinderung zu regelmäßigen 
Nutzerbefragungen. Doch die Umsetzung ge-
staltete sich schwierig. Johannes Köhn, Ge-
schäftsführer der Hamburger Landesarbeits-
gemeinschaft für Menschen mit Behinderung 
e.V. (LAG), erklärt warum: „Es gab keine 
neutralen Dritten, die das machen konnten. 
Entweder wurden Studentinnen und Studen-
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gen vorbesprochen und abgestimmt. Die 
Öff entlichkeitsarbeit sowie das Marketing 
der Marke werden im Netzwerk abge-
stimmt, Businesspläne werden erstellt etc.

Überzeugungsarbeit und Geduld
Bis in Hamburg mit dieser Ausbildung ge-
startet werden konnte, brauchte es noch 
viel Überzeugungsarbeit, organisatorisches 
Talent und: Geduld. Doch dann war es so-
weit: die „GUT GEFRAGT gGmbH“, die die 
Hamburger Evaluatorinnen und Evaluato-
ren nach Abschluss ihrer Ausbildung ein-
stellen wird, war gegründet, die Hambur-
ger Arbeitsassistenz gGmbH konnte dafür 
gewonnen werden, die nueva Ausbildung 
durchzuführen. Die Hamburger Arbeitsas-
sistenz hatte als Fachdienst für die Verbes-
serung der Teilhabe von Menschen mit Be-

lung von Menschen“ entwickelt und wird 
als Social Franchising System verbreitet. 
So gibt es nueva Standorte in der Steier-
mark, in Oberösterreich, in Berlin und nun 
auch in Hamburg. Ein weiterer Standort in 
Baden-Württemberg befi ndet sich derzeit 
im Aufbau. 

Das nueva Netzwerk
nueva beschäftigt aktuell rund 50 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, rund 80 % davon 
sind Evaluatorinnen und Evaluatoren mit 
Lernschwierigkeiten und Behinderungen, 
rund 20% arbeiten als Evaluationsassis-
tentInnen ohne Beeinträchtigung in den 
Betrieben. 

Die nueva Netzwerkpartner treff en sich 
dreimal jährlich: Informationen werden 
ausgetauscht, Planungen und Entwicklun-

nueva misst und beschreibt die Quali-
tät von Dienstleistungen für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten und Behinderungen. 
Es geht dabei um die Qualität, wie sie tat-
sächlich bei den Nutzerinnen und Nutzern 
ankommt und wahrgenommen wird.

Das Besondere an nueva sind die Evalu-
atorinnen und Evaluatoren. Sie sind selbst 
Vertreterinnen und Vertreter ihrer Peer-
Group, Menschen mit Lernschwierigkeiten 
und Behinderungen. Sie nutzen auch selbst 
unterschiedliche soziale Dienstleistungen. 
Sie beziehen ihre Eignung zur Rolle der 
Evaluatorin bzw. des Evaluators aber nicht 
nur aus der Gleichheit mit den Befragten, 
sondern haben zusätzlich eine 2-jährige 
Ausbildung absolviert.

nueva wurde vom österreichischen So-
zialunternehmen „atempo – zur Gleichstel-

Auf dem Weg ins Berufsleben:...
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zieren. Es betriff t sie ganz unmittelbar“, so 
Delia Ramcke, die die Ausbildung als Pro-
jektkoordinatorin betreut.

Die Ausbildung startete inhaltlich damit, 
einerseits den Teamgedanken zu fördern 
und andererseits die Selbständigkeit zu 
entwickeln, wie zum Beispiel sich selbstän-
dig durch Hamburg zu bewegen. Die Anfor-
derungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
wurden kennengelernt, die entsprechen-

den Schlüsselqualifi kationen geübt. Die 
Gruppe erkundete gemeinsam verschie-
dene Wohn- und Arbeitsangebote in Ham-
burg und machte sich mit der örtlichen 
Träger- und  Behördenlandschaft vertraut. 
Bereits nach kurzer Zeit entwickelten viele 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein 
verstärktes Bewusstsein dafür, dass Assis-
tenznehmerinnen und Assistenznehmer 
Kundinnen und Kunden mit Rechten sind.

Von Schützlingen zu Kundinnen 
und Kunden
In den vergangenen 10 bis 15 Jahren wurde 
im Bereich Dienstleistungen für Menschen 
mit Behinderung eine Reihe von Maßnah-
men und Schritten zur Steigerung der Qua-
lität gesetzt. Sie sind die Basis dafür, dass 
Betreuung und Assistenz beim Wohnen 
bzw. Arbeiten in Werkstätten für behinder-
te Menschen als professionelle Dienstleis-
tung verstanden wird. Eine Dienstleistung, 
die für Kundinnen und Kunden erbracht 
wird. Das Bild der schützenden Heim- 

die Entwicklung von Selbstbewusstsein und 
das Selbstvertrauen förmlich explodieren. 
Und die nuevas tragen diese Entwicklung 
nach außen und bringen die Gesellschaft 
zum Staunen. Stück für Stück wird Be-
hinderung aus einer anderen Perspektive 
wahrgenommen, bis hin zu dem Punkt, an 
dem sich Behinderung aufzulösen scheint.
nueva Evaluatorinnen und Evaluatoren 
eignen sich zusätzlich in ihrer Ausbildung 

eine Sichtweise an, die über das persönli-
che Erleben hinausgeht. Sie beschäftigen 
sich nicht nur mit ihren eigenen Vorstellun-
gen und Erfahrungen, sondern mit denen 
ihrer gesamten Peer-Gruppe. Sie werden 
zu Expertinnen und Experten in eigener 
Sache.

„Wie alle anderen auch“
Und diese zukünftigen Expertinnen und 
Experten traten denn auch auf der nu-
eva Auftaktveranstaltung im März 2015 
in Hamburg selbstbewusst ans Mikro-
phon: „Normalisierung heißt für uns, 
dass Menschen mit Lernschwierigkeiten 
ein normales Leben führen wollen wie 
alle anderen auch“, erklärten sie dem be-
eindruckten Fachpublikum – Vertreter 
der Stadt Hamburg und der Sozialbran-
che, nueva Netzwerk-Partner sowie die 
Gesellschafter der Gut Gefragt GmbH. 
„Ich führe die Professionalität und das 
Engagement darauf zurück, dass die Aus-
zubildenden sich stark mit nueva identifi -

hinderung eine langjährige Erfahrung mit 
der Durchführung von Bildungsangeboten 
für Menschen mit Lernschwierigkeiten.

Im Februar 2015 startete eine 12-köpfi -
ge Gruppe von Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten und Behinderung nach einer 
spannenden Bewerbungsphase in die Aus-
bildung. Über 50 Menschen aus Werkstät-
ten für Menschen mit Behinderung und an-
deren Einrichtungen der Behindertenhilfe 
hatten sich bei der Hamburger Arbeitsas-
sistenz für die Ausbildung zur nueva Evalu-
atorin und zum nueva Evaluator beworben. 
Die Auswahl aus dem Pool der Bewerberin-
nen und Bewerber gestaltete sich schwie-
rig. Voraussetzung war, dass persönlich 
bereits Erfahrungen als Assistenzneh-
merinnen und Assistenznehmer im Wohn- 
und/oder Arbeitszusammenhang zu haben 
und eine große Motivation an den Tag zu 
legen, sich für die Belange von Menschen 
mit Behinderung einsetzen zu wollen.

Behinderung wird zum Vorteil
nueva bietet Facharbeitsplätze für Men-
schen mit Lernschwierigkeiten und Behin-
derungen: Mit einer umfassenden zwei-
jährigen Ausbildung ausgestattet nehmen 
die nuevas Facharbeitsplätze ein. Es sind 
dies nicht Arbeitsplätze, die an die Bedürf-
nisse von Menschen mit Behinderungen 
angepasst werden; es sind Arbeitsplätze, 
bei denen das Vorliegen einer Behinderung 
die wesentliche Grundvoraussetzung ist - 
Behinderung wird zum Vorteil. 

Empowerment wird real
Damit werden Konzepte wie das „Nor-
malisierungskonzept – Aufwertung 
der sozialen Rolle“ und das Konzept 
des „Empowerment“ mit Leben ge-
füllt. Aus einem Konzept wird Realität. 
nueva bietet Menschen mit Lernschwierig-
keiten eine berufl iche Perspektive, die sie 
sonst nicht bekommen würden. Die Erfah-
rung, dass sich die eigene Behinderung zum 
anerkannten Vorteil entwickeln kann, lässt 

„Eins war für alle klar: Wieder in einer Werkstatt für 

behinderte Menschen zu arbeiten – das käme für niemanden 

mehr in Frage.“
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gesprächen und auch bei Teambespre-
chungen habe ich mit großer Freude ge-
sehen, dass sich die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in den zwei Jahren der Ausbil-
dung in drei Bereichen deutlich entwickelt 
haben: fachlich, individuell und als Team. 
Es war für alle anspruchsvoll und anstren-
gend, aber die Resultate zeigen, dass sich 
der Aufwand gelohnt hat. Derzeit kann 
ich nur die Auswirkungen auf die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Ausbildung 
bewerten – sie alle wurden selbstbewuss-
ter und sind sich ihrer Verantwortung 
als Sprachrohr für die Menschen in den 
Einrichtungen oder den WfbM bewusst!“ 
Ähnlich äußert sich ein Hamburger Evalua-
tor: „Ich fi nde es gut, dass die Befragungen 
selbst von betroff enen Menschen gemacht 
werden. Dazu möchte ich meinen Beitrag 
leisten, damit die Menschen mit Behinde-
rung sich stärker  und sicherer fühlen. Und 
damit sie wissen, dass sie das Recht auf 
eine eigene Meinung haben.“ 

Allzeit gute Fahrt!
Johannes Köhn wünscht sich das, was 
man in Hamburg allen Stapelläufen 
wünscht: „Allzeit gute Fahrt und immer 
eine Handbreit Wasser unter dem Kiel!“ 
Für die Nutzerinnen und Nutzer hoff t er, 
dass sich die Ergebnisse der Evaluationen 
in verbesserten - weil noch mehr am Kun-
den orientierten - Angeboten der Träger 
zeigen. Und für sein Unternehmen? „Für 
uns hoff e ich, dass der konstruktive, kri-
tische Dialog mit allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern dabei hilft, GUT GE-
FRAGT dauerhaft auf dem Hamburger 
Markt zu etablieren.

Auftraggeber gesucht
Was braucht es nun, um nueva am Markt 
zu etablieren? In erster Linie sicher-
lich Auftraggeber, die vom Nutzen die-
ser Evaluationsmethode überzeugt sind. 
Grundsätzlich wird nueva von Trägerorga-
nisationen der Behindertenhilfe als Maß-

aus denen viel Respekt vor der Abschluss-
prüfung und dem Berufsalltag der Evalu-
atorinnen und Evaluatoren sprach. Aber: 
„Unsere Berliner Partner haben uns sehr 
motiviert und großen Mut gemacht. Es hat 
sich schon heute, am ersten gemeinsa-
men Tag, angefühlt wie ein großes Team. 
Das hätte ich nicht erwartet.“ resümiert 
Ausbildungskoordinatorin Imke Ruch. Das 
Treff en war für alle ein Gewinn „Von dem 
Fachtag haben wir alle profi tiert. Und es ist 
gut zu wissen, dass wir jetzt so tolle Part-
ner in Hamburg haben“ so Janna Harms, 
Leitung nueva Berlin.

Von der Theorie zur Praxis
Das letzte halbe Jahr der Ausbildung war 
geprägt durch die Praxisphase, in der die 
Teilnehmenden bereits erste Befragungen 
in Einrichtungen durchführen. Dafür bereit 
erklärt hatten sich einige große Träger der 
Behindertenhilfe in Hamburg. Für die Aus-
zubildenden ist dies eine spannende Erfah-
rung: Endlich konnte das Erlernte und die 
Erfahrungen der letzten zwei Jahre kon-
kret angewendet werden, unter beinahe 
realen Bedingungen ausprobiert werden.

Manchmal brach bei den Auszubilden-
den allerdings die sprichwörtliche „Angst 
vor dem eigenen Mut“ durch: Würde man 
den Anforderungen des Arbeitsplatzes 
auch wirklich genügen? Doch die Vorfreu-
de und die Neugier siegten bislang immer. 
Und eines war für alle klar: Wieder in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen zu ar-
beiten – das käme für niemanden mehr in 
Frage.

Anspruchsvoll, anstrengend, 
lohnend
Johannes Köhn, Geschäftsführer der GUT 
GEFRAGT gGmbH, ist gespannt auf den 
Start der nueva Evaluatorinnen und Evalu-
atoren in Hamburg. Gemeinsam mit Nicole 
Rackwitz und dem Ausbildungsteam erar-
beitet er bereits seit Monaten den Aufbau 
des Unternehmens. „Bei den Vorstellungs-

oder Förderstätte für unmündige und un-
selbständige Schützlinge wird abgelöst.
Der Rollenwechsel vom Schützling zur 
mündigen Kundin bzw. zum mündigen Kun-
den geht nicht automatisch vonstatten. Er 
verlangt von Menschen mit Lernschwierig-
keiten und Behinderungen aktive (Selbst-) 
Vertretungsarbeit und von den Anbietern 
das Bereitstellen von Strukturen und In-
formationen für elementare Kundenrechte.
Mit nueva können sich Kundinnen und 
Kunden mit der Frage auseinandersetzen, 
wie sie den Alltag und die Betreuung in ih-
rem Wohnangebot, auf ihrem Arbeitsplatz 
oder der Ausbildung erleben.

Unterstützung aus Graz 
Von Anfang an vernetzte sich die Ham-
burger Gruppe intensiv mit ihren Kolle-
ginnen und  Kollegen in Deutschland und 
Österreich. Natürlich wurde insbesondere 
der Austausch mit dem Grazer Team eifrig 
gepfl egt. Denn die steirische Landeshaupt-
stadt ist Sitz des Mutterunternehmens 
atempo, und auch der allererste nueva 
Standort wurde in Graz gegründet. Nicht 
nur das Kennenlernen der Stadt, sondern 
auch die Begegnung mit den erfahrenen 
Grazer Evaluatorinnen und Evaluatoren 
machte den Hamburger Kolleginnen und 
Kollegen Mut, ihr Ziel weiter zu verfolgen. 
Der kollegiale Rat wurde und wird inner-
halb des nueva Teams sehr hoch geschätzt.

Mutmacher aus Berlin
Auch der Besuch bei Berliner nueva Stand-
ort bei der Firma GETEQ war ein voller 
Erfolg: Von Beginn an hagelte es gegen-
seitige Fragen. „War die Abschlussprüfung 
schwer?“, „Was haben Sie durch das Peer-
Prinzip für sich gelernt?“, „Wie lange dau-
erte Ihre längste Evaluation?“ Zu Themen, 
die sowohl erfahrene nuevas als auch An-
fängerinnen und Anfänger bewegen, fand 
in Workshops ein angeregter fachlicher 
Austausch statt. Die zukünftigen Hambur-
ger nuevas hatten viele Fragen vorbereitet, 
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Im ureigenen Interesse der 
Dienstleister
Ähnliches triff t auch auf die Anbieterorga-
nisationen zu. Im Allgemeinen ist die Tat-
sache, dass Nutzerinnen und Nutzer von 
Dienstleistungen regelmäßig zur Qualität 
befragt werden, nichts Außergewöhnli-
ches. Dienstleister haben ein ureigenes 
Interesse zu erfahren, was ihre Kundinnen 
und Kunden zur Qualität zu sagen haben. 
Bei der Leistungsplanung zählen Ansprü-
che und Erwartungen der Kundschaft zu 
den wichtigen Informationen. Bei der Mes-
sung und Bewertung der Ergebnisse zeigt 
sich dann, ob sich die Bemühungen des An-
bieters gelohnt haben und die gesteckten 
Ziele erreicht wurden. Kostbare Informa-
tionen dazu, wie es anders denkbar wäre, 
kommen wiederum von den Nutzerinnen 
und Nutzern selbst. 

Co-Creation
Unter dem Stichwort „Co-Creation“ wird 
derzeit in internationalen Management-
kreisen die Beteiligung von Kundinnen und 
Kunden an der Entwicklung von Produkten 
und Dienstleistungen gefeiert. Co-Creation 
wird als eine neue Form der interaktiven 

politischer, verwaltungstechnischer und 
fi nanzpolitischer Zielsetzung. Die Behör-
de ist der Gesellschaft für die sparsame 
Verwaltung der verfügbaren Mittel ver-
antwortlich. Darüber hinaus ist sie dafür 
verantwortlich, sinnvolle Erwartungen an 
die Qualität von Dienstleistungen zu stellen 
und zu überprüfen bzw. überprüfen zu las-
sen, ob diese auch erfüllt werden.

Leistung messen, wo sie 
erbracht wird
Das Einhalten von Prozessen und die Aus-
richtung der Leistungen nach strukturel-
len Vorgaben ist verhältnismäßig „simpel 
und schlüssig“ zu prüfen. Schwierigkeiten 
tauchen dann auf, wenn man nach der 
tatsächlichen Ergebnisqualität von Betreu-
ungsleistungen fragt. 

Diese nachzuweisen war bislang sehr 
schwer. nueva bietet dafür eine Lösung an, 
indem nueva die Leistung dort misst, wo 
sie auch tatsächlich generiert wird – an der 
Nahtstelle Leistungserbringung-Nutzer. 
Das Peer-to-Peer Prinzip (Nutzerinnen und 
Nutzer evaluieren Nutzerinnen und Nutzer) 
sichert ein hohes Maß an authentischem 
Feedback zum Konsum der Leistung. 

nahme der Qualitätssicherung beauftragt. 
Denn mit nueva geben Nutzerinnen und 
Nutzer den Leistungs- und Kostenträgern 
ein authentisches Feedback zur Qualität 
ihrer Betreuungsangebote.

Transparenz durch 
authentische Daten
Der Einsatz spezieller Evaluationsinst-
rumente wie nueva kann Behörden zum 
Beispiel den Zugang zu Daten und In-
formationen liefern, die auch landesweit 
vergleichbar sind. Entwicklungen von 
Leistungsbereichen aus übergeordne-
ter Sicht werden mit nueva sichtbar ge-
macht und gewinnen Transparenz. Con-
trolling von Leistung, die Steuerung von 
Leistungen und der Entwicklungsverlauf 
beziehen sich auf authentisches Daten- 
und Informationsmaterial. Behörden als 
Partner bzw. Auftraggeber von nueva lei-
ten aus den Fragekatalog-Inhalten auch 
Qualitätskriterien für Leistungsbeschrei-
bungen (als Bestandteile von Leistungs-
verträgen) als gesetzliche Grundlage ab.
Die Behörde fungiert dabei als Auftragge-
ber und Zahler von Dienstleistungen. Sie 
entscheidet vor dem Hintergrund sozial-

... das nueva Hamburg Ausbildungsteam
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derung wird nicht länger als eine Behin-
derung verstanden. Stattdessen rückt der 
Mensch mit seinen Kompetenzen in den 
Vordergrund. Und genau dieses Bild wird 
nach außen – in die Gesellschaft – getra-
gen. Die Wirkung wird für eine gesamte 
Region spürbar. Nutzt man diese Dynamik, 
trägt nueva einen wesentlichen Beitrag zu 
inklusiven Gestaltung einer Gesellschaft 
bei. Eine Sichtweise, die auch die unmittel-
bar Beteiligten bestätigen: „Ich hatte mir 
von nueva erhoff t, dass die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer mutig, stark und un-
abhängig werden. Dieses Ziel haben wir 
mehr als erreicht“ so eine Lernassistentin 
der nueva Ausbildung.

Die Qualitätsdimensionen und die da-
hinter liegenden Kriterien werden von den 
nueva Evaluatorinnen und Evaluatoren 
selbst defi niert und laufend in Qualitätszir-
keln weiter entwickelt. Die wissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
im nueva-Team haben dabei die Rolle der 
Assistenz, um die methodische Korrekt-
heit gewährleisten zu können. Insgesamt 
werden im nueva Verfahren für jede Leis-
tungsart 5 Qualitätsdimensionen operatio-
nalisiert. Für jede Dimension werden etwa 
20 Interviewfragen formuliert. Oder, um 
es mit den Worten einer Hamburger Eva-
luatorin zu sagen: „nueva gibt Menschen 
mit Lernschwierigkeiten eine Stimme. Sie 
werden in ihrem Wohnraum oder in ihren 
Werkstätten befragt und zwar nach Din-
gen, über die sie meistens nie nachgedacht 
haben, weil sie sich selber nicht als Nutzer 
oder Kunde sehen, sondern als Mensch, 
der über sich selbst nicht entscheiden 
kann. Und schon gar nicht über so norma-
le Sachen wie z.B. ob man ein Haustier in 
seinem Wohnangebot halten darf oder ob 
der Partner bei einem übernachten kann.“

Forschung
nueva hat der „klassische Evaluierung“ 
durch Forscherinnen und Forscher ohne 
Behinderungen nachhaltig einen neuen 
Zugang verschaff t. Das Konzept, Menschen 
mit Lernschwierigkeiten als EvaluatorIn-
nen einzusetzen, hat weite Kreise gezogen 
und konnte sich im wissenschaftlichen Be-
reich zunehmend etablieren. nueva reprä-
sentiert damit das Interesse und die Bereit-
schaft eines Auftraggebers, den Gedanken 
der Inklusion auf den Punkt zu bringen. Die 
inklusiven nueva Teams leben  diese Bot-
schaft, sie verkörpern sie nach innen und 
außen.

Spürbare Wirkung
nueva Betriebe sind inklusive Betriebe – ob 
Personen über eine Behinderung verfügen 
oder eben nicht, wird belanglos. Behin-

Wertschöpfung zwischen Unternehmen 
und Kunden betrachtet. Eine Grundidee, 
die nueva schon seit dem Bestehen dieser 
Methode verfolgt. Denn auch hier formulie-
ren Kundinnen und Kunden ihre Wünsche 
und Ideen hinsichtlich einer Dienstleistung. 
Denn wer sollte besser als sie wissen, wann 
sie mit ihre Erwartungen erfüllt?

Qualität im Fokus
Auch bei der Qualität von Dienstleistun-
gen für Menschen mit Behinderungen ist 
die beste Art der Evaluation folglich die-
jenige, die die Perspektive der Nutzerin-
nen und Nutzer einnimmt. Fragen nach 
den Bedürfnissen, Ansichten und Vorstel-
lungen zur Lebens- und Betreuungsqua-
lität werden direkt an diejenigen gerich-
tet, die sie nutzen und bewerten können. 
Im sozialen Sektor gibt es einige Quali-
tätsmanagement-Modelle, die sich schon 
bewiesen haben (z. B. ISO, TQM oder 
EFQM). Legt man das Hauptaugenmerk 
auf die Qualität von Strukturen und 
Prozessen, ist man mit den genannten 
Modellen gut bedient. Mit seiner ergeb-
nis- und nutzerorientierten Ausrichtung 
schließt nueva an diesem Punkt an und 
ergänzt so die bestehenden Systeme. Das 
Resultat sind zuverlässige und bedürfnis-
gerecht aufbereitete Informationen zur 
Beschreibung, Bewertung, Planung und 
Weiterentwicklung von Leistungen – für 
Anbieter, Nutzerinnen und Nutzer und 
Kostenträger.

Qualität selbstbestimmt
Zieht man ausschließlich die Dimension 
Zufriedenheit heran, um die Qualität einer 
sozialen Dienstleistung zu bewerten, wird 
nur eine Dimension von Qualität angespro-
chen. nueva unterscheidet sich von reinen 
Zufriedenheitsbefragungen insofern, als 
dass mehrere Qualitätsdimensionen ope-
rationalisiert werden. Der Fragebogen ent-
hält die konkret formulierten Kriterien für 
die Ergebnisqualität. 
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Was ist nueva?
Von Eva Bucht

nueva ist eine Abkürzung und bedeutet: 

Nutzerinnen und Nutzer evaluieren.

Bei nueva werden Angebote für Menschen mit Behinderungen überprüft. 

So eine Überprüfung heißt Evaluation.

Bei einer Evaluation überprüft man, 

ob jemand ein bestimmtes Ziel erreicht hat.

Das Besondere an nueva ist, 

dass Menschen mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen 

diese Evaluation machen.

Menschen, die eine Evaluation machen, 

heißen Evaluatorin oder Evaluator.

Sie befragen die Nutzerinnen und Nutzer mit einem Fragebogen. 

Danach geben sie die Antworten in einen Computer ein. 

Die Ergebnisse werden den Nutzerinnen und Nutzern später vorgestellt. 

Die Evaluatorinnen und Evaluatoren überprüfen:

• Arbeits-Angebote und

• Wohn-Angebote 

Das hat einen großen Vorteil: 

Man kann direkt von den Nutzerinnen und Nutzern erfahren, 

wie gut diese Angebote sind.

Nutzerinnen und Nutzer sind Menschen, 

die etwas Bestimmtes verwenden.

Zum Beispiel sind Menschen, die in einer betreuten Wohnung wohnen,

die Nutzerinnen und Nutzer dieses Wohnangebots.

Menschen, die in einer Werkstätte arbeiten oder beschäftigt sind,

sind die Nutzerinnen und Nutzer des Werkstattangebotes.
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nueva wurde vor über 15 Jahren von der Firma atempo in Graz gegründet. 

Es gibt nueva inzwischen an fünf Orten 

in Deutschland und in Österreich.

Bei nueva arbeiten insgesamt 50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Davon sind 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Menschen mit 

Lernschwierigkeiten und Behinderungen. 

Die nueva Ausbildung zur Evaluatorin oder zum Evaluator
Bei der Ausbildung zur Evaluatorin oder zum Evaluator lernt man:

• wie man Interviews führt 

• wie man mit dem Computer arbeitet 

• wie man mit anderen zusammen arbeiten 

• wie man mit den Fragebögen arbeitet und dies verbessert 

• wie man Vorträge hält 

Das sollen nueva Evaluatorinnen und Evaluatoren können:
• Evaluatorinnen und Evaluatoren sollen gerne mit anderen Menschen sprechen.

• Evaluatorinnen und Evaluatoren sollen gerne im Team arbeiten.

• In einem Team können verschiedene Personen die verschiedenen Aufgaben

   erledigen.

Evaluatorinnen und Evaluatoren sollen selbst Erfahrungen haben 

mit Wohnangeboten oder mit Arbeitsangeboten.

Evaluatorinnen und Evaluatoren sollen sich gerne für andere Menschen mit 

Behinderung einsetzen.

Arbeitsplätze nur für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten und Behinderungen
Bei nueva gibt es Arbeitsplätze für Menschen 

mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen. 

Diese Arbeit können nur Menschen 

mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen machen.

Mit dieser Arbeit zeigen Menschen mit Lernschwierigkeiten, 

was sie können. 

Sie können sogar Dinge, 

die Menschen ohne Behinderung nicht können.
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Durch die nueva Arbeitsplätze können alle sehen, 

dass Menschen mit Lernschwierigkeiten gute Arbeit leisten können.

Mitreden und Mitentscheiden
Es ist wichtig, dass die Menschen, die in einem Wohn-Angebot leben 

oder in einem Arbeits-Angebot arbeiten, mitreden können. 

Sie sollen selbst entscheiden können, was sie brauchen.

Für Menschen mit Lernschwierigkeiten und Behinderungen ist es 

manchmal schwer und ungewohnt, mitzureden.

Die nueva Evaluatorinnen und Evaluatoren kennen sich mit diesen 

Schwierigkeiten aus. 

Sie sind ja in der gleichen Situation. 

Sie sind selbst Menschen mit Lernschwierigkeiten 

und Behinderungen. 

Die Evaluatorinnen und Evaluatoren helfen den Nutzerinnen 

und Nutzern, ihre Meinung zu sagen.

Für die Wohn- und Arbeitsangebote ist nueva auch wichtig.

Mit den Ergebnissen der nueva Überprüfung können die Wohn- und 

Arbeitsangebote herausfi nden, was noch verbessert werden kann.

Die Wirkung von nueva
Eine Firma, die von nueva überprüft wird, verändert sich. 

Menschen mit und ohne Behinderung arbeiten zusammen. 

Es ist nicht mehr wichtig, ob jemand eine Behinderung hat oder nicht.

Wichtig ist nur, was ein Mensch kann und leistet.

Diese Erfahrung verändert die Menschen.

Eine nueva Lernassistentin aus Hamburg sagt dazu:

„Ich hatte mir von nueva erhofft, 

dass die Auszubildenden mutig, stark und unabhängig werden. 

Dieses Ziel haben wir mehr als erreicht“ 
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Arbeitgeber mit mindestens 20 Beschäftig-

ten müssen bis zum 31.03.2017 nachwei-

sen, ob sie 2016 genügend schwerbehin-

derten Menschen in ihrem Unternehmen 

beschäftigt haben. Am einfachsten kann 

dieser Nachweis mit der kostenlosen Soft-

ware REHADAT-Elan erbracht werden, die 

jetzt für das Anzeigejahr 2016 unter www.

rehadat-elan.de heruntergeladen werden 

kann.

Das Programm fi ndet heraus, ob ge-

nügend Pfl ichtarbeitsplätze besetzt waren 

und – falls nicht – in welcher Höhe Aus-

gleichsabgabe zu zahlen ist. Die Anzeige 

kann dann ganz einfach über das Internet 

an die Bundesagentur für Arbeit geschickt 

werden. Zahlreiche praktische Funktionen 

ergänzen das Programm – zum Beispiel 

können Daten aus dem Vorjahr übernom-

men oder aus Personalsoftware importiert 

werden. Wer keine Download-Möglichkeit 

hat, kann auf den Versand der Software bis 

Mitte Januar warten. Die Bundesagentur für 

Schwerbehindertenanzeige erstellen mit 
REHADAT-Elan 2016

Arbeit verschickt in Kürze das Programm 

auf CD-ROM.

Neu im Programm ist, dass REHADAT-

Elan – auf Wunsch – die notwendigen Java-

Komponenten mitliefert. Falls also keine 

Java-Laufzeitumgebung auf dem Rechner 

vorhanden sein sollte, kann auf diese Weise 

trotzdem mit REHADAT-Elan gearbeitet 

werden. Bei Fragen und Problemen bietet 

REHADAT-Elan über die Telefonnummer 

0221 4981-804 bzw. per Mail unter rehadat-

elan@iwkoeln.de eine Hotline an (Mo bis Fr 

von 8:00 bis 16:30 Uhr). Zur Unterstützung 

der Anwender liefert das Programm selbst 

eine ausführliche Hilfe zum Ausfüllen der 

einzelnen Felder mit. Außerdem stehen 

im Internet ein FAQ-Bereich (mit häufi gen 

Fragen und Antworten) sowie das Lexikon 

A bis Z zur Verfügung.

REHADAT ist ein Projekt des Instituts 

der deutschen Wirtschaft Köln und wird 

gefördert vom Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales.

dem allgemeinen Arbeitsmarkt, in Integra-

tionsfi rmen, in Werkstätten für behinderte 

Menschen und in unterschiedlichen Formen 

von Zuverdienstprojekten geschaffen? Wie 

werden sie umgesetzt, wie und wodurch 

bleiben sie erhalten?

Der durch das Bundesteilhabegesetz 

(BTHG) neu geschaffene rechtliche Rahmen 

wird Auswirkungen auf die Strukturen von 

Rehabilitation und Arbeitswelt haben.

Schwerpunkt der diesjährigen Tagung 

wird daher die Auseinandersetzung mit 

innovativen Wegen wirksamer und nach-

haltiger Unterstützung im Arbeitsleben, mit 

Teilhabe und dem Recht auf „Eigenwelten“ 

sein.

Anmeldung unter: http://www.dgsp-ev.de/

aktuelle-tagungen/anmeldung-fachtag-

arbeit-2017.html

Arbeit, Arbeit, nix als Arbeit?!
5. FACHTAG ARBEIT DER DEUTSCHEN GESELLSCHAFT FÜR SOZIALE PSYCHIATRIE 

AM 30. MÄRZ 2017 IN HAMBURG

„Inklusive Arbeit“ ist ein zentraler Bestand-

teil psychischer Gesundheit. Die Teilhabe 

am Arbeitsleben jedoch ist für Menschen 

mit psychischen Beeinträchtigungen oder 

einer seelischen Behinderung mit hohen 

Barrieren verknüpft. 

Welcher Arbeitsmarkt ist offen für Men-

schen, die von Funktionsstörungen des 

Denkens und Fühlens betroffen sind, wie-

derkehrende Krankheitsepisoden erleiden 

und für die Stress seelische Krisen verursa-

chen kann? 

Diese Tagung will Raum bieten, die Um-

setzung des Anspruchs der UN-Behinder-

tenrechtskonvention auf einen zugänglichen 

Arbeitsmarkt für Menschen mit Behinde-

rung zu betrachten und zu diskutieren und 

über Praxisprojekte und gelungene Beispie-

le der Realisierung zu informieren.

Wie werden passende Arbeits- und 

Beschäftigungsplätze in Unternehmen auf 




